
Seit Wochen streitet die Regie-
rung, welche Ressorts 2024 wie viel 
einsparen müssen. Es klafft eine 
Milliardenlücke. Vor allem Sozial-
ausgaben im Arbeits- und Fami-
lienministerium könnten gekürzt 
werden. So etwa Projekte wie die 
im Koalitionsvertrag vereinbarte 
Kindergrundsicherung, für die die 
Familienministerin Lisa Paus (Grü-
ne) mehr Geld fordert als Bundes-
finanzminister Christian Lindner 
(FDP) bereitstellen will. Lindner 
betont: „Man kann nur ausgeben, 
was man hat.“ Alle müssten ihren 

Beitrag zum Sparen leisten. Einen 
Haushaltsentwurf für 2024 hat er 
im Kabinett bislang nicht vorgelegt. 

Auch wir im SoVD sehen uns 
häufig mit dem „Argument“ kon-
frontiert, unsere Forderungen für so-
zial Benachteiligte seien unbezahl-
bar. Das ist nur die halbe Wahrheit. 
Es stimmt, dass der Staat mit dem 
Geld auskommen muss, das er von 
den Bürger*innen erhält. Doch hier 
lohnt ein Blick auf die Einnahmen-
seite: Trotz Steuersenkungen gab es 
zuletzt Zuwächse. Und außerdem: 
Die strukturelle Unterfinanzierung 

der öffentlichen Hand ist vor allem 
selbst gemacht – bedingt durch 
Steuerreformen Anfang der 2000er. 
Mit einer gerechteren Steuerpolitik, 
die hohe Vermögen und Erbschaf-
ten stärker in die Pflicht nimmt, wür-
de sich die Einnahmeseite erheblich 
verbessern. Gerade in der Krise hat 
unser Sozialstaat gezeigt, dass er 
zielgerichtet helfen kann. Es darf 
nicht sein, dass durch Kürzungen im 
Sozialetat im Nachgang schwäche-
re Schultern die Ausgaben kompen-
sieren.  Michaela Engelmeier
 SoVD-Vorstandsvorsitzende

Strukturvorgaben zu Versorgungsstufen und Leistungsgruppen sollen schon bald die stationäre Versorgungsqualität verbessern.
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Gesetzentwurf zur Krankenhausreform noch vor Sommerpause? SoVD drängt zum Handeln

Mehr Medizin, weniger Ökonomie
Mit einer Regierungskommissi-

on arbeitet Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach (SPD)  
seit 2022 an einer Krankenhaus-
reform. Ziel ist eine moderne und 
bedarfsgerechte Versorgung, die 
wieder mehr unter medizinischen 
und weniger unter ökonomischen 
Kriterien erfolgt. Finanzierung 
und Struktur des Kliniknetzes 
sind dafür neu zu ordnen. Nach 
kontroversen Diskussionen soll 
nun bis Sommer ein Gesetzesent-
wurf stehen. Der SoVD appelliert, 
die Reform zügig umzusetzen. 

Ob als akuter Notfall oder zum 
geplanten Eingriff, zur Therapie 
schwerer Erkrankungen oder Ge-
burt eines Kindes: Fast alle Men-
schen kommen im Laufe ihres 
Lebens mehrfach in die Lage, im 
Krankenhaus stationär versorgt 
werden zu müssen. 

Entscheidend, manchmal so-
gar lebenswichtig ist es dann, 
eine Klinik in erreichbarer Nähe 
zu wissen, in der in Ausnahmesi-
tuationen schnell und in jedem 
Falle qualitativ hochwertig be-
handelt werden kann. 

Die stationäre Krankenhaus-
versorgung ist ein wichtiger Teil 
unserer Daseinsvorsorge.

Doch Privatisierung und Öko-
nomisierung schreiten in diesem 
sensiblen Bereich seit Jahren 
voran. Um die Wirtschaftlichkeit 
von Kliniken zu erhöhen, wurden 
unter anderem Fallpauschalen 
installiert. Die in erster Linie leis-
tungs- und mengenorientierten 
Finanzierungsanreize führten zu 
dramatischen Fehlentwicklun-
gen. Unter dem Prinzip „Je mehr 
Fälle, desto größer der Gewinn“, 

litt und leiden in vielen Fällen 
die individuelle Versorgungs-
qualität und -kapazität. Das 
bekommen Patient*innen und 
Klinikbeschäftigte immer emp-
findlicher zu spüren. 

Verschlimmernd wirkt sich aus, 
dass die Bundesländer seit Jah-
ren ihrer Finanzierungsverant-
wortung hinsichtlich der Inves-
titionskosten nicht ausreichend 
nachkommen.  

Insbesondere kleinere Kran-
kenhäuser, die im ländlichen 
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SoVD im Gespräch

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
nahm für den Deutschen Be-
hindertenrat (DBR) am Euro-
pean Disability Forum (EDF) 
in Brüssel teil. Der EDF ist ein 
wichtiges Sprachrohr für die 
Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen auf europäischer 
Ebene. 

Es ist wichtig, dass diese auch 
auf europäischer Ebene mit ei-
ner starken Stimme vertreten 
sind, denn hier werden Rege-
lungen getroffen, die etwa 87 

SoVD war für 
den DBR in 
Brüssel

Millionen Menschen mit Behin-
derungen, die in Europa leben, 
betreffen. Michaela Engelmeier 
brachte auf der Hauptversamm-
lung des EDF wichtige Impulse 
von deutscher Seite ein.

Auf der Veranstaltung verab-
schiedeten die etwa 700 Teil-
nehmenden im Hinblick auf die 
Europawahl im nächsten Jahr 
die Resolution „Nichts über 
uns ohne uns“. Darin fordern 
sie viele Verbesserungen für 
Menschen mit Behinderungen, 
unter anderem die Sicherstel-
lung von aktivem und passi-
vem Wahlrecht für Menschen 
mit Behinderungen in der ge-
samten EU und die Einführung 
eines EU-weit anerkannten Be-
hindertenausweises. 

Das Gesetz zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarktes hat den 
Bundesrat passiert und wird zum größten Teil im Januar 2024 in Kraft 
treten. Ein Kernstück ist die Erhöhung der Ausgleichsabgabe. 

Private und öffentliche Arbeitgeber ab 20 Beschäftigten sind dazu 
verpflichtet, fünf Prozent der Arbeitsplätze mit Menschen mit einem 
Grad der Behinderung von mindestens 50 zu besetzen. Tun sie das 
nicht, müssen sie eine Ausgleichsabgabe entrichten. Neu ist, dass 
Betriebe, die keinen einzigen Menschen mit Schwerbehinderung 
beschäftigen, eine höhere Abgabe zahlen müssen. 

SoVD-Präsident Alfred Bornhalm kritisiert, dass keine Bußgelder 
mehr vorgesehen sind, wenn Unternehmen die Ausgleichsabgabe 
nicht zahlen. „Das mögliche Bußgeld zu streichen, wenn Unterneh-
men gegen das Gesetz verstoßen, ist das völlig falsche Signal“. str 

Ausgleichsabgabe erhöht
Neue Stufe für Beschäftigungsverweigerer eingeführt

Firmen, die keine Menschen mit Behinderungen beschäftigen, müs-
sen endlich mehr zahlen. Damit kommt der Gesetzgeber einer langjähri-
gen Forderung des SoVD nach. Bis zuletzt stand der wichtige Schritt für 
mehr gesellschaftliche Teilhabe auf der Kippe. In letzter Minute hatte 
sich der Verband bundesweit mit einem schriftlichen Appell an die Lan-
desregierungen gewandt, das Gesetz passieren zu lassen (siehe S. 8).

Merve Sezgin (Deutscher Blin-
den- und Sehbehindertenver-
band) und Michaela Engelmeier. 

Mehr Medizin, weniger Ökonomie
Gesetzentwurf zur Krankenhausreform noch vor Sommerpause? SoVD drängt zum zügigen Handeln

Fallpauschalen haben negative Auswirkungen auf die Versorgungs-
qualität. Bald sollen auch Vorhalteleistungen honoriert werden. 

Gesundheitsminister Karl Lauter-
bach: Wir haben es übertrieben.
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Fortsetzung von Seite 1
Bereich eine Notfall- und Grund-
versorgung anbieten, geraten 
zunehmend in die Misere. 

Die Versorgungsangebote  im 
Deutschland klaffen auseinan-
der: Während in ländlichen und 
strukturschwachen Gebieten die 
stationäre medizinische Versor-
gung mancherorts kaum noch zu 
gewährleisten ist, gibt es in den 
Ballungszentren zum Teil eine 
„Überversorgung“. 

„Wir haben es mit der Öko-
nomisierung übertrieben. Kran-
kenhäuser können nur Geld 
verdienen, wenn sie viele Fälle 
machen“, sagt der Bundesge-
sundheitsminister, der seinerzeit 
selbst an der Entwicklung von 
Fallpauschalen beteiligt war, 
heute. 

Zahlungen künftig bereits
für Vorhalteleistungen 

Um eine flächendeckende Ver-
besserung der Versorgungsquali-
tät und -sicherheit zu erreichen, 
setzte Lauterbach im Sommer 
2022 eine Regierungskommissi-
on ein. Das Ziel: Vorschläge für 
eine Krankenhausreform zu er-
arbeiten. Im Dezember stellten 
Vertreter*innen der Kommission 
erste Eckpunkte vor.

Im Wesentlichen soll dem-
nach das bisherige Vergütungs-
system mit Fallpauschalen für 
Behandlungen verändert und 
weiterentwickelt werden. Um 
wirtschaftlich nicht so stark auf 
die Quantität der Fälle angewie-
sen zu sein, sollen Krankenhäuser 
künftig schon für das Bereitstel-
len bestimmter Klinikleistungen 
Zahlungen erhalten. So will man  
den ökonomischen Druck senken. 

Klinik-Beschäftigte gewinnen 
damit gleichzeitig mehr Freiräu-

me, um Patient*innen besser zu 
versorgen. Und nicht zuletzt auch 
vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen in der Coronapandemie 
ist das Vorhalten von Leistungen 
geboten, so die Expert*innen. 

„Vorschläge sind wichtige 
und notwendige Impulse“

„Die Empfehlungen der Regie-
rungskommission und die Eck-
punkte des Bundesministeriums 
für Gesundheit sind wichtige 
und notwendige Impulse für ei-
nen längst überfälligen Paradig-
menwechsel“, begrüßt die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier ausdrücklich die Ziel-
setzung, wieder medizinische Ge-
sichtspunkte in den Vordergrund 
zu stellen. „Die jahrzehntelangen 
Fehlentwicklungen müssen drin-
gend gestoppt werden. Patientin-
nen und Patienten brauchen eine 
wohnortnahe, bedarfsgerechte 
und zugleich qualitativ hoch-
wertige Versorgung – und dies 
flächendeckend in der Stadt und 
auf dem Land!“

Versorgungsstufen und 
Leistungsgruppen bilden

Laut Reformvorschlägen soll 
das Krankenhausnetz zudem in 
drei Versorgungsstufen einge-
teilt und entsprechend finan-
ziert werden. Drei Versorgungs-
level stehen dabei im Fokus: die 
wohnortnahe Grundversorgung, 
die Schwerpunktversorgung 
sowie die Maximalversorgung, 
etwa durch  Universitätskliniken. 

Für jedes Level sollen einheit-
liche Mindestvoraussetzungen 
gelten, wobei die Bundesländer 
Stufenzuordnung der Kranken-
häuser vornehmen sollen.  Die 
Leistungsgruppen sind jeweils 
so zu definieren, dass die Versor-

gung von Patient*innen inner-
halb eines Bereichs auf der Basis 
ähnlicher Qualifikationen, Kom-
petenzen sowie medizinischer 
Ausstattung erfolgen kann. 

Auf diese Weise sollen Kliniken 
eindeutige Versorgungsaufga-
ben zugeteilt werden, die einwei-
senden Ärzt*innen, Beschäftigten 
der Kliniken, Patient*innen und 
Angehörigen mehr Orientierung 
geben. Zum Vergleich: Bislang ist 
die Krankenhauslandschaft eher 
historisch gewachsen – mit un-
terschiedlichen Fachabteilungen 
in allen Kliniken und Leistungen, 
die zum Teil allein aus ökonomi-
schen Gründen gewählt wurden. 
Eine Folge: Heute werden leider 
auch schwere Erkrankungen in 
dafür personell und technisch 
nicht ausreichend ausgestatte-
ten Kliniken behandelt. 

Sinnvollerer Einsatz
hochqualifizierter Fachkräfte

Die qualitätsorientierte Kon-
zentration von Leistungen auf 
dafür adäquat ausgestattete 

Kliniken kann aus Sicht führen-
der Klinik- und Kassenverbände 
„zu einem sinnvolleren Einsatz 
der hochqualifizierten medizi-
nischen Fachkräfte führen und 
so die Auswirkungen des Fach-
kräftemangels reduzieren“. Das 
teilten die Verbände, darunter 
der AOK-Bundesverband, der 
Verband der Universitätsklinika 
Deutschland (VUD), die Allianz 
Kommunaler Großkliniken e. V. 
(AKG), die Deutsche Krebsge-
sellschaft (DKG), der GKV-Spit-
zenverband und der Verband 
der Ersatzkassen (vdek) in einer 
entsprechenden Presseerklärung 
mit. Auch der SoVD schließt sich 
dieser Einschätzung an und be-
fürwortet die Strukturvorgaben 
mit Einteilung in Versorgungs-
stufen und Leistungsgruppen. 
„Dies kann die Behandlungsqua-
lität für die Patient*innen nur 
verbessern“, so Engelmeier.

Unrealistisch ist aus SoVD-
Sicht hingegen das gleichblei-
bende Finanzvolumen für den 
Strukturumbau. SoVD-Vizeprä-

sidentin Ursula Engelen-Kefer 
mahnt: „ Eine zukunftsfähige Ver-
sorgung wird nicht allein durch 
reine Umverteilung der Mittel ge-
lingen.“ 

Kapitalmarktanlegern keine 
weiteren Anreize mehr bieten

Die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Engelmeier spitzt zu: „Aktien- und 
Kapitalgesellschaften verwenden 
Versichertengelder dafür, Renditen 
zu maximieren, anstatt sie zur Ge-
sundheitsversorgung einzusetzen. 
Der deutsche Krankenhausmarkt 
hat viel zu lange Kapitalmarktan-
legern interessante Investment-
möglichkeiten geboten.“ Der SoVD 
drängt deshalb dazu, keine weitere 
Zeit zu verlieren. Bund und Länder 
müssen bei der Reform zusammen 
arbeiten, statt gegeneinander!

Lauterbach hofft nun, dass noch 
vor der Sommerpause ein Entwurf 
für das „seit zehn Jahren überfälli-
ge Gesetz“ erarbeitet werden kann. 
Der SoVD wird die Entwicklung 
weiter aufmerksam und kritisch 
begleiten. Veronica Sina
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V. li.: Michael Meder, Hans-Otto Umlandt, Ursula Engelen-Kefer, Jutta König, Michaela Engelmeier, Bern-
hard Sackarendt, Kevin Kühnert, Bruno Hartwig, Joachim Wittrien, Alfred Bornhalm und Franz Schrewe. 

SoVD im Gespräch

Der SPD-Generalsekretär Ke-
vin Kühnert ist Ende Mai SoVD-
Mitglied geworden. Seinen An-
trag unterzeichnete er direkt in 
der SoVD-Bundesgeschäftsstel-
le. Der SoVD ist stolz darauf, ihn 
als neues Mitglied und starke 
Stimme für soziale Gerechtig-
keit dazugewonnen zu haben.

Mit der SoVD-Vorstandsvor-
sitzenden Michaela Engelmeier 
tauschte er sich über sozial-
politische Themen aus. Dabei 
ging es um Forderung des SoVD 
nach einer Anhebung des Min-

Kevin Kühnert 
ist jetzt SoVD-
Mitglied

destlohns auf 14,13 Euro und 
das verabschiedete Gesetz zur 
Förderung eines inklusiven Ar-
beitsmarktes, für das sich der 
SoVD eingesetzt hatte. 

Ein weiteres Thema war 
das anstehende Rentenpaket. 
Michaela Engelmeier machte 
erneut deutlich, dass der SoVD 
nichts von dem sogenannten 
Generationenkapital hält und 
lieber das umlagefinanzierte 
Rentensystem stärken möchte. 
Auch der Einsatz des SoVD für 
barrierefreie Mobilität, etwa 
durch das Inklusionstaxi, kam 
zur Sprache. 

Nach dem Gespräch traf das 
neue SoVD-Mitglied die Anwe-
senden der Präsidiumssitzung 
des SoVD. 

Foto: Denny Brückner

Als sich der Bundestag Ende 
Mai mit dem Gesetzentwurf 
befasste, mahnte die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier zur Eile. Sie sagte, 
die Politik müsse handeln, be-
vor eine ernsthafte Gesund-
heitsgefährdung eintrete. Von 
dieser scheinen wir tatsächlich 
nicht weit entfernt zu sein.

Mangel an Antibiotika
gefährdet Kinder

Kürzlich machte das Bun-
desgesundheitsministerium 
einen Versorgungsmangel bei 
antibiotikahaltigen Säften für 
Kinder bekannt. Zuvor hatte 
der Berufsverband der Kinder- 
und Jugendärzte gewarnt, dass 
selbst Kinder, die wegen einer 
Lungenentzündung oder einer 
Infektion mit Streptokokken 
wirklich dringend ein Antibioti-
kum bräuchten, dieses nicht be-
kämen. In letzter Konsequenz, 
so der Verband, bliebe nur die 

Einweisung ins Krankenhaus. 
Denn dort sei zumindest die 
Versorgung mit intravenösen 
Antibiotika noch eher gegeben. 
Doch auch hier zeichnen sich 
zunehmend Engpässe ab.

In Krankenhäusern werden 
Notfallmedikamente knapp

Die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft schlug jetzt Alarm: 
Fünf bis zehn Prozent aller Arz-
neimittel, die in Krankenhäu-
sern gebraucht würden, wären 
derzeit nicht lieferbar. Betroffen 
davon seien neben Antibiotika 
für Kinder auch Krebsmedi-
kamente sowie Mittel, die im 
Notfall für die Behandlung von 
Schlaganfällen benötigt wer-
den. Was dieser Mangel im Ein-
zelfall für Konsequenzen haben 
kann, möchte man sich lieber 
nicht näher ausmalen.

Mehrere Bundesländer haben 
inzwischen die Einfuhr von in 
Deutschland nicht zugelasse-

nen Antibiotikasäften aus dem 
Ausland ermöglicht. Ob sich die 
angespannte Lage durch diese 
Notmaßnahmen spürbar ent-
spannt, ist jedoch fraglich. 

Apotheken fordern Abbau 
bürokratischer Hürden

Einen Mangel an Penizillin 
gibt es derzeit nicht nur in 
Deutschland, sondern euro-
paweit. Darauf wies auch die 
Bundesvereinigung Deutscher 
Apothekerverbände hin. An 
den Lieferengpässen werde 
sich demnach wohl auch auf 
absehbare Zeit wenig ändern. 
Kurzfristig bräuchten die Apo-
theken deshalb einen größe-
ren Entscheidungsspielraum, 
der es ihnen auf unkompli-
zierte Weise ermöglicht, ein 
vorrätiges Ersatzmedikament 
abzugeben, ohne hierfür im 
Nachgang eine Kürzung ihrer 
Rechnung durch die Kranken-
kasse befürchten zu müssen. 

In einer Stellungnahme zu 
dem Gesetzentwurf unterstütz-
te der Bundesrat die Apotheken 
bei deren Forderung nach einem 
Abbau bürokratischer Hürden. 
Die Länderkammer geht eben-
falls davon aus, dass die Ver-
sorgungslage bei zahlreichen 
Arzneimitteln weiterhin ange-
spannt bleibt und spricht sich 
für eine langfristige Strategie im 
Schulterschluss mit der Pharma-
branche aus.

Pharmafirmen beklagen 
geltende Festbeträge

Die Hersteller von Generika, 
also von Arzneimitteln, deren 
Patente abgelaufen sind, bekla-
gen ihrerseits die herrschende 
Situation. In den letzten Jahren 
habe die Politik alles getan, um 
die Preise zu senken. 

Ein Beispiel hierfür liefert die 
deutsche Firma InfectoPharm. 
Das Familienunternehmen 
stellt Arzneimittel für Kinder 
her und beklagt die unwirt-
schaftlichen Festbeträge der 

Wirtschaftlich und politisch nimmt Deutschland in Europa eine zentrale Rolle ein. Unvorstellbar, 
dass es in einem derart reichen Land für kranke Menschen nicht genügend Arzneien gibt. Doch genau 
das ist seit Monaten traurige Realität. Es fehlen grundlegende Medikamente wie Antibiotikasäfte für 
Kinder oder Mittel gegen Diabetes und Bluthochdruck. Per Gesetz will die Bundesregierung daran 
nun etwas ändern. Die kurzfristigen Erfolgsaussichten sind jedoch aus mehreren Gründen gering. 

Mangelhafte Versorgung mit Arzneimitteln
Gesetz soll Lieferengpässe bei Medikamenten überwinden – SoVD fordert schnelle und wirksame Regelungen

Bei immer mehr Medikamenten müssen Apotheker*innen mit den 
Schultern zucken. Um niemanden abzuweisen, suchen sie meist 
händeringend nach Ersatzpräparaten.Rezept oder nicht: Hinter vielen 

Arzneimitteln steht derzeit ein 
großes Fragezeichen.
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gesetzlichen Krankenkassen. 
Trotz gestiegener Kosten ver-
kaufe man seit 2010 einen Saft 
mit dem Wirkstoff Penizillin un-
verändert zu einem Nettopreis 
von 1,65 Euro. Mittlerweile ist 
InfectoPharm das einzige ver-
bliebene deutsche Unterneh-
men, das diesen Saft herstellt.

SoVD: Wohl der Menschen
steht über dem Preisdruck 

Aus Sicht des SoVD lassen 
sich die bestehenden Prob-
leme nicht allein durch mehr 
Beitragsmittel der Versicherten 
lösen. Die Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier sag-
te: „Wir brauchen ein besseres 
Frühwarnsystem und ausrei-
chende Vorhaltekapazitäten. 
Aber mehr Geld für die Pharma-
industrie garantiert noch keine 
gesicherten Lieferketten.“ 

Engelmeier forderte ein 
grundsätzliches Umdenken im 
Gesundheitsbereich. Das Wohl 
der Menschen sei wichtiger als 
finanzielle Erwägungen. jos

Selbst Medikamente gegen 
Bluthochdruck waren zuletzt 
nur schwer zu bekommen.

Foto: Ingo Bartussek / Adobe Stock

Weil es für sie keine Medizin gibt, 
landen kranke Kinder immer 
häufiger in der Notaufnahme.

Foto: uv_group / Adobe Stock
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Die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier und 
SoVD-Pressesprecher Peter-Mi-
chael Zernechel zu Gast bei der 
Abschlussveranstaltung des Bun-
desverbandstagung des „Schwes-
ternverband“ VdK. Hauptredner 
war Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD); Beiträge 
gab es zudem von Grünen-Chefin 
Ricarda Lang, CDU-Generalsekre-
tär Mario Czaja und Linkenvorsit-
zende Janine Wissler sowie eine 
Videobotschaft von Olaf Scholz.

V. li.: SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, die bayri-
sche Sozialministerin Ulrike Scharf (CSU) und Meta Günther, Lan-
desvorsitzende des SoVD Bayern. 

SoVD im Gespräch

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
nahm im Mai verschiedene Ter-
mine in Bayern wahr. 

Meta Günther, Vorsitzende des 
SoVD-Landesverbandes Bayern, 
begrüßte sie zum Tag der offe-
nen Tür in der SoVD-Landesge-
schäftsstelle in München. Hier 
gab es die Möglichkeit zu inte-
ressanten Gesprächen mit Mit-
gliedern und Ehrenamtlichen 
aus den Kreis-, Orts- und dem 
Landesverband. 

Politische 
Gespräche in
Bayern geführt

SoVD zu Gast 
bei der BVT 
des VdK

Zudem tauschte sich Micha-
ela Engelmeier mit verschie-
denen Landespolitikerinnen 
aus. Mit der bayrischen Sozial-
ministerin Ulrike Scharf (CSU) 
sprach sie über den SoVD, den 
inklusiven Arbeitsmarkt und 
das Wohngeld. Beim Gespräch 
mit Julika Sandt, stellvertreten-
de Vorsitzende der FDP-Land-
tagsfraktion Bayern, ging es um 
ähnliche Themen sowie Pflege, 
inklusive Kitas und die Rente.

Ein sozialpolitischer Aus-
tausch fand außerdem mit 
Katharina Schulze, Landtag-
spitzenkandidatin und Vor-
sitzende der Grüne-Fraktion 
Bayern, statt. Es ging unter an-
derem um Rente und Wohngeld.

Für Leistungen von Kurzzeit- und Verhinderungspflege gibt es ab 2025 ein gemeinsames Budget.
Foto: Cherries / Adobe Stock

Geklagt hatte eine Empfänge-
rin von Bürgergeld, für die das 
Jobcenter laut Mietspiegel für 
einfache Wohnlagen rund 480 
Euro monatlich veranschlagt 
hatte. Die Frau forderte jedoch 
die volle Kostenübernahme von 
rund 640 Euro. Ihre Suche nach 
einer günstigeren Wohnung sei 
auf dem Berliner Wohnungs-
markt aussichtslos gewesen.

Das Gericht gab ihr Recht: 
Ämter dürften sich zwar an den 
Mietpreisen im sozialen Woh-
nungsbau orientieren. Es müsse 
aber auch berücksichtigt wer-
den, ob solche Wohnungen für 
Leistungsberechtigte überhaupt 
zur Verfügung stehen. jos / dpa

Amt muss höheren 
Mietsatz berücksichtigen

Vor allem in Ballungsgebieten ist Wohnraum knapp und teuer. 
Das müssen Behörden bei der Kostenübernahme der Miete im 
Rahmen der Grundsicherung berücksichtigen – so urteilte das 
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (Az.: L 32 AS 1888 / 17).

Aktuelles Urteil

Eine bezahlbare Unterkunft zu 
finden wird immer schwerer.

Foto: Petra Homeier / Adobe Stock

Die Forsa-Umfrage im Auftrag des Wissenschaftlichen Instituts 
der AOK richtete sich sowohl an gesetzlich wie auch an privat Ver-
sicherte. Das vielleicht erstaunlichste Ergebnis: Vier von fünf privat 
Versicherten befürworten, dass Gesunde den gleichen Beitrag für 
ihre Absicherung zahlen wie Kranke.

Bemerkenswert ist die Zustimmung zu diesem Prinzip wie auch 
zur beitragsfreien Mitversicherung von Kindern und Jugendlichen 
vor dem Hintergrund, dass es diese in der privaten Krankenversi-
cherung so nicht gibt. Besonders positiv äußerten sich Beamt*innen. 
Diese besitzen aufgrund bestehender Beihilferegelungen faktisch 
keine Wahlmöglichkeit für einen Wechsel zur GKV. jos / aok

Mehrheit für Solidarität
Gerechte Lastenverteilung bei Krankheit und Pflege

Was die Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) angeht, herrscht dringender Reformbedarf. Dessen unge-
achtet sprach sich eine große Mehrheit in einer aktuellen Umfrage 
für die Beibehaltung des Solidarprinzips aus.

Ein teuer erkaufter Kompromiss
Nach langem Streit verabschiedete der Deutsche Bundestag Ende Mai das Pflegeunterstützungs- 

und -entlastungsgesetz. Der SoVD kritisierte, die vermeintliche Reform verlange von den Menschen 
höhere Beiträge, ohne die Situation Pflegebedürftiger und Pflegender hinreichend zu verbessern. 
Mit seiner Forderung nach einem flexibel nutzbaren Budget mit Entlastungsleistungen setzte sich 
der Verband zwar durch, dafür fällt die geplante Dynamisierung nun geringer aus.

Als im Frühjahr erste Details 
der Reform bekannt wurden, 
zeigte sich die SoVD-Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmei-
er enttäuscht. Von Unterstützung 
und Entlastung, so Engelmeier, 
könne kaum die Rede sein. Sie 
kritisierte, dass sich nicht ein-
mal bereits Vereinbartes aus 
dem Koalitionsvertrag in dem 
Gesetz wiederfinde. Vor allem 
darauf, dass die geplante Zu-
sammenlegung der Leistungen 
für die Kurzzeit- und die Verhin-
derungspflege zwischenzeitlich 
gestrichen wurde, reagierte der 
SoVD entsetzt. Nach einigem 
Hin und Her kommt dieses fle-
xible Budget nun doch.

Gesetz berücksichtigt 
Forderung des SoVD 

Für die Verhinderungspflege 
(bisher bis zu 1.612 Euro) und 
die Kurzzeitpflege (bis zu 1.774 
Euro) gibt es somit künftig einen 

gemeinsamen „Topf“ von 3.386 
Euro. Dessen Mittel können die 
Anspruchsberechtigten nach ih-
rer Wahl flexibel für beide Leis-
tungsarten einsetzen. 

Auf die Möglichkeit, sich auf 
diesem Weg unbürokratisch 
eine Auszeit zu gönnen, müssen 
Pflegende allerdings noch bis 
zum 1. Juli 2025 warten. Eltern 
pflegebedürftiger Kinder mit 
Pflegegrad 4 oder 5 können auf 
dieses Entlastungsbudget ab 
dem 1. Januar 2024 zugreifen.

Dass damit eine zentrale For-
derung des SoVD berücksichtigt 
wurde, begrüßte die Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmei-
er. Allerdings hat dieser Erfolg 
des Verbandes einen bitteren 
Beigeschmack. Denn zur Gegen-
finanzierung des Jahresbudgets 
steigen die Leistungen für die 
ambulante Pflege nicht wie 
ursprünglich geplant um fünf, 
sondern nur um 4,5 Prozent. 

Zuletzt wurden die ambulanten 
Pflegeleistungen 2017 an die 
wirtschaftliche Entwicklung 
angepasst. Der SoVD spricht 
sich seit Langem für eine jähr-
liche Dynamisierung aus.

Beitragszahlende haften 
für bestehendes Defizit

Die überfällige Entlastung 
aus Steuermitteln bleibt weiter 
aus. Stattdessen erhöhen sich 
die Beiträge zur Pflegeversi-
cherung. Michaela Engelmeier 
ärgert daran vor allem ein As-
pekt: „Rentnerinnen und Rent-
ner trifft die Erhöhung beson-
ders hart, denn sie müssen seit 
Jahren den vollen Beitragssatz 
zur Pflegeversicherung selbst 
tragen.“ Die Deutsche Renten-
versicherung müsse sich daher 
wie in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung auch zur Hälf-
te an den Beitragszahlungen 
beteiligen. jos

Pflegebedürftige bezahlen flexibles Budget mit geringerer Leistungserhöhung
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Zahlreiche Politiker*innen von 
SPD, Linke, Bündnis 90 / Die Grü-
nen und der FDP – darunter auch 
einige SoVD-Mitglieder– folgten 
der Einladung zum sozialpoliti-
schen Austausch. 

Neben der Vorstandsvorsitzen-
den Michaela Engelmeier waren 
SoVD-Präsident Alfred Bornhalm, 
Vizepräsidentin Ursula Engelen-
Kefer, Vizepräsident Joachim Witt-
rien, Bundesschatzmeister Bruno 
Hartwig und Bundesschriftführer 
Bernhard Sackarendt mit von der 
Partie – außerdem Mitarbeitende 
aus verschiedenen Abteilungen 
der Bundesgeschäftsstelle. 

Michael Thews, selbst SoVD-
Mitglied, eröffnete die Veranstal-
tung. Thews berichtete dabei aus 
seinem Wahlkreis in Hamm. Hilfe-
bedürftige Menschen, die zu ihm 
kämen, verweise er direkt an den 
SoVD: „Der SoVD hilft nicht nur 
vor Ort, sondern ist auch Sprach-
rohr in Berlin. Er ist darüber hin-
aus so etwas wie Familie.“

Präsident Alfred Bornhalm be-
tonte, wie wichtig der Verband, 
der wenige Tage zuvor seinen 

106. Geburtstag gefeiert hatte, 
gerade heute sei:  „In Zeiten sich 
überlagernder Krisen brauchen 
die Menschen Solidarität und Un-

terstützung. Genau dafür stehen 
wir im SoVD ein.“

Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier umriss Ver-

bandsgeschichte und -bestre-
ben. „Unser zentrales Ziel ist die 
gleichberechtigte Teilhabe aller 
Menschen, und zwar in allen Le-
benslagen und von Anfang an.“ 
Dafür brauche es einen starken 
Sozialstaat, der Verteilungsge-
rechtigkeit garantiere und so-
ziale Härten ausgleiche, so En-
gelmeier. „Drei Säulen unseres 
SoVD treiben uns um: die sozial-
politische Interessenvertretung, 
die Sozial(rechts)beratung und 
der SoVD als Mitgliederverband. 
Menschen in sozialen Notlagen 
gegenüber der Öffentlichkeit, der 
Politik und den Gerichten geben 
wir unsere laute Stimme“. 

Fabian Müller-Zetzsche, Leiter 
der Abteilung Sozialpolitik im 
Bundesverband, skizzierte den 
Wertekanon des SoVD sowie 
dessen sozialpolitische Positio-
nen und Forderungen. „Wir setzen 
uns ein für Menschen mit gerin-
gem Einkommen, Menschen mit 
Behinderung, Alleinerziehende, 
chronische Krenanke, Rentnerin-
nen und Rentner und Pflegebe-
dürftige sowie deren Angehörige. 

Dabei ergreifen wir Partei über 
Parteigrenzen hinweg.“ Zur DNA 
des Verbandes gehöre es auch, 
Mythen wie „Jeder ist seines Glü-
ckes Schmied“ und „Das regelt der 
Markt“ zu widerlegen. 

Müller-Zetzsche entkräfte-
te das zuweilen in die Debatte 
eingebrachte Argument, SoVD-
Forderungen seien oftmals nicht 
zu finanzieren. Mit einer gerech-
teren Steuerpolitik, die etwa hohe 
Vermögen und Erbschaften stär-
ker belaste, verbessere sich auch 
die Einnahmesituation des Bun-
deshaushaltes, hielt er dagegen.

Im angeregten Austausch mit 

Themen wie Rente, Kindergrundsicherung, Gleichstellungspolitik, Pflege, Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen, aber auch die bevorstehende Krankenhausreform und Fragen einer sozialverträglichen 
Umweltpolitik standen am 24. Mai im Fokus des ersten Parlamentarischen Frühstücks des SoVD im Deut-
schen Bundestag. Zum sozialpolitischen Austausch hatte der Verband Vertreter*innen aller Fraktionen 
– mit Ausnahme der AfD – eingeladen. Schirmherr der Veranstaltung war Michael Thews (MdB / SPD).  

Erstes Parlamentarisches Frühstück des SoVD
Der SoVD lud Vertreter*innen der Fraktionen im Bundestag zum sozialpolitischen Austausch ein

Michaela Engelmeier mit Stephanie Aeffner (MdB / Die Grünen).

den Gästen aus der Politik ging 
es – angesprochen von Matthias 
Birkwald (MdB / Die Linke) – unter 
anderem um das Rentenkonzept 
des SoVD und dessen ablehnen-
de Haltung zum „Generationen-
kapital“. Anke Hennig (MdB / SPD 
und SoVD-Mitglied) stellte die 
Frage, wie der Verband stärker 
nach Außen tragen könne, mehr 
als ein „Verband für Senior*innen“ 
zu sein. 
Das erste Parlamentarische 
Frühstück soll Auftakt zu wei-
teren mit unterschiedlichen so-
zialpolitischen Schwerpunkten 
sein.  Veronica Sina

Im Anschluss an den morgendlichen Austausch im Deutschen Bundestag fanden sich die Teilneh-
menden zum Gruppenfoto zusammen. Das erste Parlamentarische Frühstück des SoVD soll Auftakt 
zu folgenden mit jeweils unterschiedlichen sozialpolitischen Schwerpunkten sein. 

V. li.: Jessica Tatti und Matthias Birkwald (beide MdB / Die Linke), 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, Schirmherr Mi-
chael Thews (MdB / SPD) und SoVD-Präsident Alfred Bornhalm. 

Fotos: Wolfgang Borrs

SoVD-Pressesprecher Peter-
Michael Zernechel moderierte.

Fabian Müller-Zetzsche, Leiter 
der Abteilung Sozialpolitik im 
SoVD-Bundesverband.

V. li.: Michaela Engelmeier, Michael Thews und Ulrike Bahr 
(MdB / SPD).

Johann Saathoff (MdB / SPD), selbst SoVD-Mitglied, folgte eben-
falls der Einladung zum Parlamentarischen Frühstück.
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Am 26. Juni wird der Ge-
schäftsführer des Berufsbil-
dungswerkes (BBW) Stendal, 
Rainer Erdmann, 65 Jahre alt. 

Der gelernte Industriekauf-
mann und Diplom-Ökonom 
leitet das Tochterunternehmen 
des SoVD seit 2019. Darüber 
hinaus engagiert er sich im 
Vorstand einer Werkstatt für 
behinderte Menschen.

Im SoVD Bremen kamen die 
Delegierten am 13. Mai zu ihrer 
Landesverbandstagung zusam-
men. Geschlossen wählten sie  
Joachim Wittrien erneut in das 
Amt des 1. Landesvorsitzenden.
Im März wurde der bis dato lang-
jährige Bundesschriftführer im 
Rahmen der außerordentlichen 
Bundesverbandstagung zum  
SoVD-Vizepräsidenten gewählt.

Die Vizepräsidentin des SoVD, 
Ursula Engelen-Kefer, begeht 
am 20. Juni ihren 80. Geburts-
tag. Die frühere stellvertretende 
Vorsitzende des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) en-
gagiert sich überdies als 1. Vor-
sitzende im Landesverband 
Berlin-Brandenburg sowie im 
Sozialpolitischen Ausschuss des 
SoVD-Bundesverbandes.

Er ist Mitglied im Bundesvor-
stand und Schriftführer im Präsi-
dium des SoVD: Am 11. Juni fei-
ert der 1. Landesvorsitzende des 
SoVD Niedersachsen, Bernhard 
Sackarendt, seinen 75. Geburts-
tag. Verwurzelt ist Sackarendt, 
der lange Jahre hauptberuflich 
in Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen arbeitete, im 
SoVD-Kreisverband Emsland, wo 
er ebenfalls 1. Vorsitzender ist.

Am 10. Mai fand die Lan-
desverbandstagung des SoVD 
Mitteldeutschland statt. Ohne 
eine einzige Gegenstimme be-
stätigten die Delegierten dabei 
Kerstin Römer in ihrem Amt als 
1. Landesvorsitzende. 

Römer, die dem SoVD noch im 
Jahr der Deutschen Einheit bei-
trat, übt diese Funktion bereits 
seit 2005 aus.

Personalien

Foto: Martin Bargiel

www.sovd.de/wohngeld

In dieser Art absolut einzigartig

Leiser Verkehr birgt Gefahren

Über Inklusion wird meist viel geredet, jedoch wenig konkret dafür getan. Mit einer Veranstaltung 
für Menschen mit und ohne Behinderungen zeigt der SoVD seit Jahren, wie Vielfalt gelingen kann. 
Am 24. Juni findet der Inklusionslauf 2023 statt. Mitmachen und sich bewegen können alle auf ihre 
individuelle Weise. Der Eintritt zu dem Fest für Groß und Klein auf dem Tempelhofer Feld ist frei.

Auf unseren Straßen fahren immer mehr elektrisch betriebene Fahrzeuge, sogenannte E-Autos. Diese 
verbrennen keinen Treibstoff und sind dadurch leiser als traditionelle Motoren. Was bedeutet das für 
die Sicherheit von Menschen, die sich nicht mit Hilfe ihrer Augen im Straßenverkehr orientieren?

Ob zu Fuß oder auf Rä-
dern: An diesem Tag stehen 
die Sportler*innen im Mittel-
punkt. Wer diese hautnah an-
feuern möchte, kann das vom 
Rand der Strecke aus tun. Bei 
freiem Eintritt warten auf die 
Besucher*innen darüber hinaus 
zahlreiche Angebote zum Mit-
machen, Informationsstände, 
gastronomische Leckereien und 
ein Unterhaltungsprogramm.

Wer sich selbst bewegen 
möchte, kann sich weiterhin 
anmelden – es gibt noch freie 
Startplätze. Teilnehmende kön-
nen ihre Unterlagen vorab in der 
SoVD-Bundesgeschäftsstelle 
abholen. Bei einer Anmeldung 

Seit dem Jahr 2021 gibt es 
das verpflichtende Warnsystem 
AVAS (Acoustic Vehicle Alerting 
System). Dieses erzeugt bei 
elektrisch betriebenen Autos ein 
künstliches Fahrgeräusch, um 
dadurch blinde oder sehbehin-
derte Menschen zu unterstüt-
zen. Andernfalls wäre es diesen 
kaum möglich, die bei niedrigen 
Geschwindigkeiten beinahe 
lautlosen E-Autos rechtzeitig 
wahrzunehmen. 

Nach Ansicht des Deutschen 
Blinden- und Sehbehinderten-
verbandes gehen die aktuellen 
Vorgaben jedoch nicht weit ge-
nug. So könne man bei einem 
herkömmlichen Verbrennungs-
motor hören, wie stark jemand 
aufs Gaspedal drückt und ob 
ein Fahrzeug sanft oder kräftig 
beschleunigt. Bei künstlichen 
Fahrgeräuschen für E-Autos ge-
linge das weniger zuverlässig. 

Diese müssten aussagekräftiger 
werden und dürften sich auch 
bei Tempo 20 nicht abschalten.

Eine Studie der Unfallfor-
schung der Versicherer ergab 
zuletzt, dass E-Autos beim Be-

nach dem 11. Juni bekommen 
Läufer*innen ihre Startnummer 
dann direkt am Wettkampftag. 
Sofern noch Startplätze ver-
fügbar sind, kann man sich dort 
auch noch spontan anmelden. 
Die Kosten in Höhe von drei bis 
maximal 15 Euro bewegen sich 
dank einer finanziellen Förde-
rung durch die Aktion Mensch 
weiterhin im niedrigen Bereich.

Der SoVD-Inklusionslauf 2023 
startet am 24. Juni ab 10 Uhr auf 
dem Tempelhofer Feld. Anmel-
dung und Informationen online 
unter: www.inklusionslauf.de; 
Fragen bitte per E-Mail an: info@
inklusionslauf.de oder unter Tel.: 
030 / 72 62 22 173.

schleunigen trotz AVAS als lang-
samer eingeschätzt werden. Das 
kann zu Fehlentscheidungen 
führen, wenn es um die Frage 
geht, ob eine Straße sicher über-
quert werden kann. jos / dpa

Beim SoVD-Inklusionslauf am 24. Juni in Berlin kann wirklich jede*r dabei sein

Sehbehinderte Menschen nehmen moderne Elektroautos oftmals nicht wahr

Ein Elektroauto kann man nicht unbedingt kommen hören.

Zuschauen, mitmachen, Spaß haben – die Atmosphäre beim Inklusionslauf sorgt für Begeisterung.

Diese Sportveranstaltung zeigt, 
dass Inklusion funktioniert.

Foto: lightpoet / Adobe Stock

Fotos: Sascha Pfeiler
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SoVD.TV

Moderator Peter Zernechel (li.) mit Sigrid Arnade, Jürgen Dusel und 
Jens Beeck (auf den Monitoren). 

In Kooperation mit der Aktion Mensch wurde am Europäischen 
Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
am 5. Mai eine neue Ausgabe von SoVD.TV ausgestrahlt. Dabei 
ging es um die vielen Aufgaben der im November letzten Jahres 
gegründeten Bundesinitiative Barrierefreiheit. Zu Gast waren der 
Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen 
mit Behinderungen, Jürgen Dusel, die DBR-Sprecherratsvorsitzen-
de Sigrid Arnade vom Weibernetz e. V. sowie Jens Beeck, teilhabe-
politischer Sprecher der FDP-Fraktion im Bundestag. 

Die Teilnehmenden waren sich einig, dass für Barrierefreiheit 
noch viel gemacht werden müsse. Sigrid Arnade verwies darauf, 
dass viele Teil der UN-Behindertenrechtskonvention noch nicht 
umgesetzt seien und endlich auch private Anbieter zu Barriere-
freiheit verpflichtet werden müssten. Großen Nachholbedarf gäbe 
es in den Bereichen Wohnen, Mobilität und im Gesundheitswesen. 

Jürgen Dusel unterstrich die Bedeutung von Barrierefreiheit als 
Menschenrecht. Die Bundesinitiative müsse zudem ein Bewusstsein 
schaffen, dass alle von Barrierefreiheit profitieren. 

Jens Beeck betonte, dass die Ampel im Koalitionsvertrag große 
Verbesserungen auf den Weg gebracht habe. Wichtig sei aber, nicht 
nur neue Rechtsformen zu beschließen, sondern das Leben von 
Menschen mit Behinderungen konkret zu verbessern. Die Sendung 
ist unter www.sovd.de/medienservice/sovdtv verfügbar. str

Viel zu tun für mehr 
Barrierefreiheit

Die neueste Ausgabe von SoVD.TV fragte, wie Barrierefreiheit 
gefördert werden kann und warum es oft so lange dauert, bis sich 
für Betroffene wirklich etwas verbessert. 

Behindertenausweis für die EU
Schon im nächsten Jahr könnte der EU-Behindertenausweis eingeführt werden. Dieser soll natio-

nale Dokumente ergänzen und den Zugang zu Vergünstigungen im Ausland möglich machen. Der 
Deutsche Behindertenrat (DBR) hat dazu ein Positionspapier vorgelegt. 

Reisen ist für Menschen mit 
Behinderungen oft beschwer-
lich. Das liegt nicht nur an Bar-
rieren im Nah- und Fernverkehr. 
Gerade bei grenzüberschreiten-
den Reisen kommen auch noch 
andere Unwägbarkeiten hinzu. 

Betroffene können sich nicht 
sicher sein, dass ihr Nachweis 
der Behinderung auch in einem 
anderen Land anerkannt wird 
und sie damit beispielsweise 
bei Veranstaltungen vergüns-
tigten Eintritt erhalten oder 
eine Begleitperson mitnehmen 
können. 

Ausweis könnte schon 2024
eingeführt werden

In der Europäischen Union 
läuft derzeit ein Projekt, das 
eine Vereinheitlichung bewir-
ken soll. In der EU-Strategie 
für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen hat die EU-
Kommission angekündigt, bis 
Ende dieses Jahres die Einfüh-

rung eines EU-weit gültigen 
Behindertenausweises vorzu-
schlagen, den alle Mitgliedstaa-
ten anerkennen. 

Von 2016 bis 2018 lief dazu 
ein Pilotprojekt in acht Mit-
gliedsstaaten, darunter Italien, 
Belgien und Finnland. Basie-
rend auf den dort gewonnenen 
Erfahrungen soll im November 
ein Gesetzesentwurf vorliegen, 
der noch vor den Europawahlen 
im nächsten Frühjahr beschlos-
sen werden kann. 

Der Deutsche Behindertenrat 
(DBR), in dessen Sprecherrat der 
SoVD einen Sitz hat, positio-
nierte sich Anfang des Jahres zu 
den EU-Plänen. Er begrüßt, dass 
Rabatte und Ermäßigungen für 
Dienstleistungen, die in einem 
Mitgliedsland für Menschen mit 
Behinderungen und / oder ihre 
Begleitpersonen gelten, auch 
allen anderen EU-Bürger*innen 
mit einem EU-Behindertenaus-
weis zu gleichen Konditionen 

zur Verfügung gestellt werden. 

Neuer Ausweis soll nationale 
Nachweise nicht ersetzen

Nach Ansicht des DBR kann 
der EU-Behindertenausweis na-
tionale Dokumente aber nicht 
ersetzen. Zudem solle sich der 
neue Ausweis nicht auf Leistun-
gen der sozialen Absicherung 
beziehen, sondern ist für kür-
zere Aufenthalte gedacht. Bei 
einem dauerhaften Umzug in 
ein anderes Land sollen weiter-
hin die Vorschriften des neuen 
Wohnsitzes gelten.

Auch die national festgeleg-
ten Mechanismen zur Feststel-
lung und Anerkennung einer 
Behinderung sollten beste-
hen bleiben. Den deutschen 
Schwerbehindertenausweis 
gibt es erst bei einem Grad 
der Behinderung (GdB) von 50. 
In anderen EU-Ländern gel-
ten unterschiedliche Regeln. 
Der DBR fordert, dass für die 
Beantragung eines europäi-
schen Behindertenausweises 
in Deutschland die Vorlage des 
Feststellungsbescheides, unab-
hängig vom GdB, ausreicht. 

Außerdem plädiert der DBR 
in seinem Positionspapier da-
für, beim geplanten EU-Ausweis 
Merkzeichen zu integrieren, die 
auf Assistenz oder Begleitper-
sonen hinweisen. 

Weiterhin müsse der EU-
Behindertenausweises mit ei-
nem verbindlichen Rechtsakt 
und nicht bloß als Empfehlung 
eingeführt werden. Der EU-Be-
hindertenausweis sei dann ver-
pflichtend in jedem Mitglieds-
land anzuerkennen. 

 Sebastian Triesch

EU-weit gültiges Dokument soll Nachweis der Beeinträchtigung erleichtern

Wird die Behinderung auch im Ausland anerkannt? Mit dem EU-
Behindertenausweis sollte diese Frage bald wegfallen. 

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

demie einmal mehr deutlich 
gemacht. Besonders Menschen 
mit Behinderungen sind darauf 
angewiesen, dass Gesundheits-
leistungen barrierefrei, niedrig-
schwellig und teilhabeorien-
tiert zur Verfügung stehen.

Die Inklusionstage des Bun-
desministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS), die 2023 
zum zehnten Mal stattfanden, 
liefen deshalb in diesem Jahr 
unter das Motto „GESUNDHEIT 
barrierefrei • selbstbestimmt 
• zeitgemäß.“ Die SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela En-
gelmeier nahm, begleitet vom 
SoVD-Bundesjugendvorsitzen-
den Sebastian Freese, an der 
Veranstaltung teil. 

In Diskussions-
runden, kompakten 
Seminaren und digi-
talen Gesprächsfor-
maten debattierten 
die Teilnehmenden 
unter anderem mit-
einander, wie me-
dizinische Einrich-
tungen und deren 
Personal sich besser 
auf Menschen mit 
den unterschiedli-
chen Behinderun-
gen einstellen kön-
nen. Moderiert hat 
Ninia LaGrande, die 
auch schon mit dem 
DBR und dem SoVD 
kooperiert hat.

Michaela Engelmeier (re.) nahm gemein-
sam mit Sebastian Freese an den Inklusi-
onstagen des BMAS teil. 

SoVD im Gespräch

Jürgen Dusel, der Beauftrag-
te der Bundesregierung für die 
Belange von Menschen mit Be-
hinderungen, richtete am 23. 
Mai seinen Jahresempfang mit 
etwa 500 Gästen aus. Für den 
SoVD waren die Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier, 
Bundesjugendsprecher Sebas-
tian Freese und Anieke Fimmen, 
Referentin in der Abteilung So-
zialpolitik, vor Ort.

Dieses Jahr standen insbeson-
dere Menschen mit kognitiven 

Wie wichtig eine hochwer-
tige und für alle zugängliche 
Gesundheitsversorgung ist, hat 
nicht zuletzt die Coronapan-

Zu Gast beim 
Empfang von
Jürgen Dusel

SoVD bei den 
Inklusionstagen
im BMAS

Einschränkungen im Fokus der 
Veranstaltung. Die Moderation 
übernahm Arthur Hackenthal, 
der das Down-Syndrom hat. Er 
führte gemeinsam mit Sandra 
Olbrich durch das bunte, kurz-
weilige Programm mit Show-
einlage und Diskussionsrunde.
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Urteil

So haben junge Menschen im Rahmen ihrer beruflichen Reha-
bilitation die Möglichkeit, eine Ausbildung in der insgesamt neun 
verschiedenen Bereiche zu absolvieren. Am Hauptstandort in der 
Werner-Seelenbinder-Straße befinden sich die Bereiche Hauswirt-
schaft, Wirtschaft/Verwaltung, Holz-, Metall- und Bautechnik sowie 
Farbtechnik/Raumgestaltung. 

Zahlreiche Gäste nutzten den Shuttle-Service, um sich ein Bild 
von den drei Außenbereichen zu machen. Dazu zählen das Gelän-
de in der Schillerstraße für den Bereich Agrarwirtschaft, das Aus-
bildungshotel in der Uenglinger Straße für den Bereich Personale 
Dienstleistungen sowie das Tierheim Stendal / Borstel und der Tier-
garten Stendal für den Bereich Tierpflege. 

Nicht nur unsere verschiedenen Ausbildungsmöglichkeiten sorg-
ten für Begeisterung, auch das umfangreiche Betreuungsangebot 
ist in der Region einzigartig. So bekamen die Besucher einen Ein-
blick in das Internat mit dem Lernort Wohnen, die Freizeitgestaltung 
sowie die ausbildungsbegleitenden Unterstützungsangebote wie 
beispielsweise den Stütz- und Förderunterricht und den Integrati-
onsdienst. Für das leibliche Wohl wurden unter anderem Kaffee und 
Kuchen, Popcorn, Bratwurst und Steak vom Grill und Suppen ange-
boten. Und auch an die kleinen Gäste wurde gedacht. Sie konnten 
sich auf der Hüpfburg und beim Torwandschießen austoben oder 
beim Malen und Basteln kreativ betätigen. tk

Tag der offenen Tür
BBW Stendal präsentierte seine Ausbildungsbereiche

Vor kurzen war es wieder soweit: Das Berufsbildungswerk Stendal 
öffnete seine Türen und präsentierte seine Arbeit. Die zahlreichen 
Gäste zeigten sich begeistert von den vielfältigen Möglichkeiten 
und Angeboten des BBW. 

Die Besucher*innen konnten am Tag der offenen Tür einen Einblick 
in alle Ausbildungsbereiche des BBW Stendal gewinnen.

Foto: BBW Stendal

Zur Abstimmung in der Länder-
kammer stand es schon wenige 
Tage später an – und NRW hätte 
das Gesetz mit seiner „Stimmge-
walt“ ohne weiteres durchfallen 
lassen können. Es kam jedoch 
erfreulicherweise anders: NRW 
stimmte zu, das Gesetz passier-
te den Bundesrat, die Kritik des 
SoVD wurde beherzigt! 

Das Gesetz sorgt dafür, dass 
all jene Arbeitgeber endlich eine 
deutlich erhöhte Ausgleichsab-
gabe zahlen müssen, die keinen 
einzigen behinderten Menschen 
einstellen. Genau dies hatte der 
SoVD in dem gemeinsamen 
Schreiben an die Politik als ei-
nen wichtigen „Schritt zu mehr 
gesellschaftlicher Teilhabe“ be-
zeichnet und befürwortet. Fol-
gerichtig angesichts der hohen 
Arbeitslosigkeit behinderter 
Menschen sei auch, dass die 
Einnahmen aus der Ausgleichs-
abgabe zukünftig ausschließlich 
zur Förderung der Beschäftigung 
auf dem ersten Arbeitsmarkt 
verwendet werden sollen. 

Am 1. Januar 2024 kann das 
Gesetz nun in Kraft treten, der 
gemeinsame Einsatz von SoVD-
Bundesverband und dem SoVD 
NRW hat sich also gelohnt. Wir 
standen dabei übrigens nicht nur 

schriftlich im Austausch mit der 
Politik: Dr. Michael Spörke, Leiter 
der Abteilung Sozialpolitik im 
SoVD-Landesverband  NRW, hatte 
beim NRW-Wirtschaftsempfang 
in Düsseldorf die Gelegenheit, 
NRW-Wirtschaftsministerin Mona 
Neubaur und den Staatssekretär 
im NRW-Ministerium Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, Matthias 
Heidmeier, persönlich auf das Ge-
setz anzusprechen und die Forde-
rungen des SoVD vorzutragen. 

Kurz danach erhielt der SoVD 

dann auch noch eine offizielle 
Reaktion auf den gemeinsamen 
Brief. Sowohl NRW-Sozialminister 
Karl-Josef Laumann als auch Lan-
deswirtschaftsministerin Mona 
Neubaur bedankten sich bei So-
VD-Präsidenten Alfred Bornhalm, 
der SoVD-Bundesvorstandsvor-
sitzenden Michaela Engelmeier 
und dem SoVD-NRW-Landesvor-
sitzenden Franz Schrewe für die 
Stellungnahme „und Ihr Engage-
ment im Sinne der Menschen mit 
Behinderungen.“  mv

„Unsere Kritik wurde beherzigt!“
Es war ein überraschender, aber umso größerer Erfolg auf ganzer Linie: Gemeinsam mit dem SoVD-

Bundesverband hatte der SoVD NRW sich im Mai per Brief an die NRW-Landesregierung gewandt 
und darin eindringlich dazu aufgerufen, das sogenannte „Gesetz zur Förderung eines inklusiven 
Arbeitsmarkts“ im Bundesrat auf keinen Fall zu blockieren. 

Nordrhein-Westfalen

Dr. Michael Spörke nahm die Gelegenheit wahr, Staatsskretär Mat-
thias Heidmeier (linkes Bild) und NRW-Wirtschaftsministerin Mona 
Neubaur persönlich auf das Gesetzesvorhaben anzusprechen.

Fotos: SoVD NRW

Für eine Sensibilisierung und Stärkung der Rücksichtnahme im 
Straßenverkehr haben das Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr (BMDV) und der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) 
die Initiative #mehrAchtung gestartet. Sie gehört zur bekannten 
Kampagne „Runter vom Gas“. Das Motto der Initiative vereint die 
Dimensionen aus der Straßenverkehrsordnung (StVO) in einem 
Begriff: Achtung im Sinne von Vorsicht in Gefahrensituationen 
sowie rücksichtsvolles und wertschätzendes Verhalten anderen 
gegenüber.

Auch der Sozialverband Deutschland unterstützt die Kampag-
ne. Denn von mehr Achtung profitieren alle, vor allem aber die 
Schwächsten. Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmei-
er sagte zum Start der Aktion: „Wir als SoVD setzen uns in unserer 
täglichen Arbeit für Inklusion und Barrierefreiheit auch beim The-
ma Mobilität ein. #mehrAchtung hilft dabei, Barrieren abzubauen 
und das Miteinander ein Stück inklusiver zu machen.“ str

Wer einer pflegebedürftigen Person nach ärztlicher Verordnung 
Medikamente verabreicht, sollte sich in jedem Fall ebenfalls über 
die Arzneien gründlich informieren. Dazu rät das Zentrum für Qua-
lität in der Pflege (ZQP) in einem Ratgeber. Der Grund liegt auf der 
Hand: Wer über Dosierung, Einnahmezeitpunkt und Nebenwirkun-
gen genau Bescheid weiß, kann Fehler vermeiden. Bevor Tabletten 
gereicht werden, sollte man sich außerdem gründlich die Hände 
waschen. Das ZQP rät, diese danach auch gut abzutrocknen. So 
kann vermieden werden, dass sich ein Teil der Tabletten schon 
vorher zwischen den Fingern auflöst.

Haben Pflegebedürftige Probleme, Tabletten oder Kapseln zu 
schlucken, können Angehörige sie auch zusammen mit einem Löf-
fel Apfelmus oder Kartoffelbrei reichen. Damit wird das Schlucken 
erleichert und der Widerwillen gegenüber der Einnahme kann 
schwinden. Um den Überblick über die Medikamente – etwa: wel-
che Medikamente in welchem Rhythmus? – zu behalten, kann ein 
Medikationsplan aus der Hausarztpraxis oder eine Medikations-
analyse in der Apotheke unterstützen. Auf beides haben gesetz-
lich Versicherte einen Anspruch, sobald sie über einen längeren 
Zeitraum mehrere ärztliche verordnete Medikamente einnehmen.

SoVD ist bei Initiative
#mehrAchtung dabei

Medikamenteneinnahme
mit Tricks erleichtern

Aktion für Rücksichtnahme im Straßenverkehr

Angehörige können Pflegebedürftigen helfen

Die neue Sicherheitsinitiative vom Bundesverkehrsministeriums 
und dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat wirbt für ein besseres 
Miteinander im öffentlichen Raum. 

Tabletten, Kapseln, Salben, Tropfen: Pflegebedürftige Menschen 
nehmen oft täglich viele Medikamente. Häufig ist das beschwer-
lich, insbesondere wenn es sich um größere Kapseln und Darrei-
chungsformen handelt. Pflegende Angehörige können sie mit zum 
Teil einfachen Maßnahmen unterstützen.

Haushaltsnahe Dienstleistun-
gen lassen sich von der Steuer 
absetzen. Ein Hausnotrufsystem 
zählt aber nicht dazu, wie der 
Bundesfinanzhof jetzt entschie-
den hat.

Im Notfall reicht ein Knopf-
druck. So lässt sich eine rund 
um die Uhr besetzte Service-
zentrale informieren, die dann 
Hilfe schicken kann. Das ist das 
Prinzip eines Hausnotrufs. 

Leider gehört er nicht zu 
den haushaltsnahen Dienst-
leistungen, die für eine Steu-
erermäßigung sorgen. Die Ruf-
bereitschaft, die Annahme von 
eingehenden Notrufen, das Or-
ganisieren von Hilfe – all dies 
passiere vielmehr außerhalb 
der Wohnung Betroffener und 
damit nicht in ihrem Haushalt, 
urteilten die Richter*innen.

 Az: VI R 7/21 

Hausnotruf 
nicht absetzbar
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Gleich QR-Code 

scannen und 

anmelden!

Wechseln Sie zum E-Paper!
Seit zwei Jahren können sich Mitglieder für den Wechsel zur digi-
talen SoVD-Zeitung entscheiden. Viele haben dies bereits getan 
und erhalten ihre Mitgliederzeitung schnell und bequem auf ihr 
Tablet oder Smartphone. Sie schonen dabei auch unsere Umwelt.  
Ihr Vorteil: Als E-Paper ist die SoVD-Zeitung schneller bei Ihnen als im 
Postversand. Zudem enthält das E-Paper alle Landesbeilagen 
sowie weiterführende Links und Videos in Artikeln.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Webseite ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und 
über den Code halten. Es erscheint ein Link, 
den Sie antippen können. Wenn auf 
Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore 
oder bei Google Play.
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Trotz Rollstuhl keine Schwerbehinderung?
Obwohl Sabrina Arends wegen einer schweren und noch dazu seltenen Erkrankung dauerhaft auf einen Rollstuhl angewiesen ist, kämpft sie lange um die Anerkennung 

ihres Grades der Behinderung (GdB). Erst als sich der SoVD-Landesverband Niedersachsen einschaltet und Druck macht, lenkt die zuständige Außenstelle des Nieder-
sächsischen Landessozialamtes ein.

Niedersachsen

Foto: Tawan / Adobe Stock

Wer im Rollstuhl sitzt, ist an vielen Stellen auf Unterstützung angewiesen. Trotzdem müssen viele 
Betroffene um die Anerkennung eines entsprechenden Grades der Behinderung kämpfen.

Kleiner Einsatz, große Wirkung:  
Hinterlassen Sie bleibenden Eindruck!

www.sovd-shop.de
Schauen Sie vorbei, und entdecken Sie die Werbemittelwelt des SoVD:

Ob praktische Helferlein im Alltag, Streuartikel für Ihren Messestand oder kleine Präsente 
für Technik-Freunde – in unserem Werbemittel-Shop finden Sie viele Artikel, mit denen Sie 
Ihre ehrenamtliche Arbeit unterstützen oder einfach anderen eine Freude machen können. 
Damit bleiben Sie in Erinnerung, denn – über ein kleines Geschenk freut sich jeder!

Sabrina Arends leidet an einer 
Idiopathischen intrakraniellen 
Hypertension, die unter ande-
rem auch Pseudotumor cerebri 
(PTC) genannt wird. Diese selte-
ne und bislang kaum erforsch-
te neurologische Erkrankung 
führt dazu, dass der Hirndruck 
permanent erhöht ist, ohne 
dass ein Tumor oder eine ande-
re Krankheit vorliegt. Obwohl 
die Lebenserwartung normal 
hoch ist, kann die Lebensquali-
tät der Betroffenen stark einge-
schränkt sein. So geht es auch 
Arends, die unter heftigen Kopf- 
und Nackenschmerzen leidet 
und deren Sehvermögen durch 
die Krankheit beeinträchtigt ist. 
Außerdem hat die Erkrankung 
negative Auswirkungen auf ihre 
Bewegungsfähigkeit.

Operationen und langwieri-
ge Reha-Maßnahmen

Auf eine zutreffende Diagno-
se wartet die 40-Jährige lange. 
„Für mich war das ein Schock, 
als meine Krankheit festgestellt 
wurde. Schlimm waren dann 
aber vor allem die Operatio-
nen und die darauf folgenden 
Therapien“, berichtet Arends. 
Das Setzen eines sogenannten 
Shunts, über den das Hirnwas-
ser ablaufen soll, schlägt im 
ersten Anlauf fehl. Die nachfol-
genden Operationen bringen 
nicht den gewünschten Erfolg. 
Die vierte Operation überlebt 
sie nur knapp. Im Anschluss hat 
sie kognitive und körperliche 
Einschränkungen, die sich erst 
nach Wochen zurückbilden. 
Nach der fünften Operation 
kann endlich eine Shunt-Anla-
ge gesetzt werden. Aber auch 
durch Reha- und Therapie-

maßnahmen verbessert sich 
ihr Gesundheitszustand nicht. 
Mittlerweile ist sie dauerhaft 
auf einen Rollstuhl angewiesen. 
„Nur in meiner Wohnung kann 
ich sehr kurze Strecken mit ei-
nem Rollator zurücklegen“, sagt 
Arends.

Arends hat sich damit arran-
giert, dass sie wegen ihrer Er-
krankung mit Einschränkungen 
leben muss. Dass sie allerdings 
neben dem Kampf um ihre Ge-
sundheit einen zusätzlichen 
Kampf mit den Ämtern und 
Behörden um die Anerkennung 
ihrer Einschränkungen ausfech-
ten muss, macht sie wütend. So 
wird ihr trotz ihrer gravieren-
den gesundheitlichen Proble-
me zunächst nur ein GdB von 30 
zuerkannt. „Das wird meiner ge-
sundheitlichen Situation nicht 
gerecht“, findet die 40-Jährige. 
Sie stellt noch während eines 
Reha-Aufenthaltes im März 
2018 einen sogenannten Ver-
schlimmerungsantrag im März. 
Darauf erhöht das zuständige 
Niedersächsische Landesamt 
für Soziales, Jugend und Fami-
lie, Außenstelle Osnabrück, den 
GdB zwar, aber nur auf 40. Ihr 
Widerspruch wird abgewiesen. 
„Dabei saß ich zu diesem Zeit-
punkt schon überwiegend im 
Rollstuhl“, so Arends.

SoVD unterstützt bei  
Verschlimmerungsanträgen 
und bleibt hartnäckig

Um zu ihrem Recht zu kom-
men, wendet sie sich an den 
SoVD in Nordhorn. Der Verband 
rät Arends dazu, erneut einen 
Verschlimmerungsantrag zu 
stellen. „Die Erkrankung von 
Frau Arends war zu diesem Zeit-

punkt schon mit sehr starken 
Einschränkungen verbunden. 
Ihr stand die Anerkennung ei-
ner Schwerbehinderung zu. Das 
haben wir deutlich gemacht“, 
sagt Joachim Feldkamp, Sozi-
alberater im Beratungszent-
rum Nordhorn. Zwar trägt das 
Amt nach dem Eingreifen des 
SoVD einen GdB von 50 in ih-
ren Schwerbehindertenausweis 
ein, doch nach einer weiteren 
Operation 2019 treten neue 
Beschwerden auf, die weitere 
körperliche Einschränkungen 
zur Folge haben. Abermals be-
ginnt eine Auseinandersetzung 
mit dem Landesamt in Osna-

brück, das eine Verschlimme-
rung nicht anerkennen will. 

Der SoVD bleibt trotz einiger 
Absage des Amtes hartnäckig. 
„Von einer Klage wollten wir 
nur deshalb absehen, da diese 
zu viel Zeit in Anspruch genom-
men hätte. Wir haben es noch-
mals mit einem Verschlimme-
rungsantrag versucht, um Frau 
Arends so schnell wie möglich 
zu helfen“, berichtet Feldkamp. 
Deshalb fordert der SoVD die 
Behörde auf, alle Gutachten 
der behandelnden Ärzt*innen 
einzufordern, auch jene, die 
Arends während ihrer statio-
nären Aufenthalte in den Kran-

kenhäusern behandelt haben.
„Das hat dann tatsächlich den 

gewünschten Erfolg gebracht“, 
freut sich Arends. Der GdB wird 
auf 80 festgelegt. „Ich war total 
überrascht, denn damit hatte 
ich nicht mehr gerechnet nach 
den ganzen Ablehnungen“, 
sagt sie. Wenige Monate später 
kommt auf Druck der Ärzt*innen 
zusätzlich noch das Merkzei-
chen außergewöhnlich Gehbe-
hindert (aG) hinzu, das ihr das 
Parken auf einem Behinderten-
parkplatz erlaubt und es wer-
den die Merkzeichen B und H 
nachgetragen. Zudem wird ihr 
GdB auf 100 erhöht.         hs
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Juliane Kirchbach, Frauenhaus-Ansprechperson für kleine und gro-
ße Kinder, und Katrin Schulle, Sozialarbeiterin und Leiterin des 
Frauenhauses Stendal mit den SoVD-Frauenausschussmitgliedern 
Monika Wille und Gudrun Tiedge.

Die Besucherinnen der Ausstellung kamen nach dem Rundgang 
ins Gespräch über ihre eigenen Erfahrungen und Erinnerungen.

alle Fotos: Monika Lück

Die Ausstellungstexte wurden mit Interesse durchgelesen.

Ines Eisenhut (rechts) im Ge-
spräch mit Heike Ponitka.

Familie und Beruf gelebt
Sachsen-Anhalt   Die DGB Region Altmark-Börde hatte am 11. April zur Ausstellungseröffnung von 

„Frauenarbeit, Frauenalltag, Frauenrechte“ eingeladen. Ines Eisenhut, Mitglied des SoVD-Landes-
frauenausschusses, und SoVD-Landesfrauensprecherin Monika Lück waren neben anderen Frauen 
dieser Einladung gefolgt. 

Seit dem 8. März 2018 ist die 
bundesweite Wanderausstel-
lung des DGB unterwegs. Und 
Dank der Unterstützung der 
AOK Sachsen-Anhalt konnte 
die Ausstellung für eine Woche 
im Besucherzentrum der AOK 
Magdeburg in der Lüneburger 
Straße 4 einer breiten Öffent-
lichkeit präsentiert werden.

Diese Ausstellung würdigt 
alle Frauen, die sich unter wech-
selnden politischen, ökonomi-
schen und sozialen Bedingun-
gen bis heute für Frauenrechte 
und Gleichberechtigung stark 
gemacht haben. Sie streiten für 
den Erhalt der Arbeitsplätze, 
bessere Arbeitsbedingungen, 
familienfreundliche Arbeitszei-

ten und gleichen Lohn für glei-
che Arbeit.

„Die Ausstellung ist beeindru-
ckend“, so Monika Lück, „denn 
acht Brandenburgerinnen ge-
ben dieser Ausstellung ihr Ge-
sicht. Sie sind aktive Gewerk-
schafterinnen, sie waren oder 
sind Betriebsrätinnen.“

Rückblickend auf die Wen-
dezeit greift die Ausstellung 
Schicksale auf und alles, wo-
für sich die Frauen eingesetzt 
haben. Die acht Porträtierten  
sind zwischen 1935 und 1971 
geboren und trotz ihrer unter-
schiedlichen Biografien haben 
sie etwas gemeinsam – sie ha-
ben alle in der DDR gelebt. Und 
so erzählt die Ausstellung von 
Erfahrungen aus 60 Jahren Le-
ben und Arbeit, ergänzt mit his-
torischem Material und Bildern.

Nach dem Rundgang durch 
die Ausstellung kamen die an-
wesenden Frauen ins Gespräch, 
Erinnerungen wurden wach, „Ja 
so war es“, war die einstimmige 
Meinung und an anderer Stelle 
„War es wirklich so?“

Wanderausstellung „Frauenarbeit, Frauenalltag, Frauenrechte“ in Magdeburg

Gudrun Tiedge, Monika Wille, Ines Eisenhut und Monika Lück 
vom SoVD besuchten das Frauenhaus Stendal, um mehr über die 
Probleme von Frauenhäusern und den Frauen, die dort Hilfe su-
chen, zu erfahren. 2023 besteht das Frauenhaus Stendal seit 30 
Jahren und beherbergt zur Zeit acht Frauen sowie acht Kinder. Es 
steht jeder von Gewalt bedrohten sowie körperlich und seelisch 
misshandelten Frau mit und ohne Kindern offen. Hier gehen Frau-
en in Not den Weg von der Beratung bis zur Betreuung im Frauen-
haus und der Nachsorge. Diesen nicht leichten Weg können sie mit 
einem Anruf beim Hilfetelefon, welches 24 Stunden geschaltet ist 
und in 18 Sprachen vermittelt, oder über Polizei und Rettungsstel-
len beginnen. „Wir haben erfahren, dass jede 3. Frau schon einmal 
Gewalt erlebt hat“, so Landesfrauensprecherin Monika Lück, „und 
um aus solchen gewalttätigen Verhältnissen herauszukommen, 
haben die Frauen einen langen Weg vor sich.“

Meistens benötigen die Betroffenen sieben Jahre und mehre-
re Anläufe, um diesen Schritt zu gehen. Im Frauenhaus erhalten 
sie Zeit, um zur Ruhe zu kommen, ihre Sorgen aufzuarbeiten und 
weitere Schritte je nach Gefahrenlage zu gehen. Neben der Sta-
bilisierung des Selbstwertgefühles bekommen betroffene Frauen 
Hilfestellungen bei der Bewältigung täglicher Arbeits- und All-
tagsprobleme, wie die Begleitung zu Ämtern und Behörden sowie 
Krisenintervention. Die Mitarbeiterinnen haben ein gut ausgebau-
tes Netzwerk zur Verfügung, das den Frauen Unterstützung bei der 
Wohnungs- und Jobsuche gibt. Frauen mit Migrationshintergrund 
finden allerdings nur selten den Weg ins Frauenhaus.

Frauenhäuser müssen zehn Prozent der Gesamtsumme als Ei-
genbeteiligung aufbringen. Die Finanzierung erfolgt weiterhin 
über Spenden und Bundesmittel Der SoVD kämpft dafür, dass alle 
Frauenhäuser gleich und über Bundesmittel finanziert werden.

Frauen Hoffnung geben
Besuch von SoVD Frauen im Frauenhaus Stendal

Sachsen-Anhalt   Mitglieder des SoVD-Landesfrauenausschusses 
trafen sich mit der Leiterin des Frauenhauses Stendal, Sozialarbei-
terin Katrin Schulle, und Ansprechpartnerin Juliane Kirchbach zu 
einem Informationsgespräch. 

Verwaltungsrecht: Gehwege 
sind für Fußgänger*innen da

Werden Gehwege regelmä-
ßig so zugeparkt, dass „ihre 
Funktion beeinträchtigt wird“ 
(sprich Fußgänger*innen be-
hindert werden), dann muss 
die örtliche Verkehrsbehörde 
dagegen vorgehen. Das gelte 
insbesondere dann, wenn An-

wohnende ein Eingreifen der 
Behörden beantragt haben. 
Wurde, wie im konkreten Fall, 
das verkehrswidrige Parken 
allerdings Jahrzehnte lang ge-
duldet, so muss die Stadt nicht 
gleich abschleppen lassen. Es 
reiche dann zunächst, dass die 
Stadt ein Konzept vorlegt, wie 
die Fußgänger*innen besser 

geschützt werden können, und 
dieses danach auch streng ver-
folgt. Hier ging es um Straßen, 
in denen seit vielen Jahren auf 
beiden Seiten „aufgesetzt“ mit 
zwei Rädern auf den Gehwe-
gen geparkt wurde, obwohl das 
nicht durch Verkehrszeichen er-
laubt ist. Es müsse ein „Begeg-
nungsverkehr“ beispielsweise 

Aktuelle Urteile
zwischen Kinderwagen und 
Rollstuhl möglich sein. Bleibt 
den Fußgängern hingegen we-
niger als 1,50 Meter, so ist ein 
Eingreifen nötig. Ein sachge-
rechtes Konzept sei dann von 
der Stadt vorzulegen (VwG Bre-
men, 1 LC 64/22).
Fußwege sind oft rücksichtslos 
zugeparkt. Foto: ArtEvent ET / Adobe Stock
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Landesgeschäftsstelle
Mitteldeutschland

Moritzstraße 2 F, 39124 Mag-
deburg, Tel.: 0391 / 25 38 897. 
Fax: -98. Sprechzeiten (nur 
nach telefonischer Vereinba-
rung) montags bis donnerstags 
9–15 Uhr sowie freitags 9–13 
Uhr.

Thüringen
Sozialberatung

Magdeburger Allee 
138, 99086 Erfurt, Tel.: 
0361 / 79 07 90 07, Fax: 
0361 / 79 07 90 06, E-Mail: 
info@sovd-thue.de. 

Sprechzeiten: montags und 
donnerstags 10–15 Uhr, Ter-
minvereinbarung ist erforder-
lich.

Kreisverband 
Thüringen Mitte, West
Ortsverbände Apolda, Erfurt, 
Schmalkalden, Mühlhausen 
und Nordhausen

Sprechstunden s. Thüringen.

Sachsen-Anhalt
Sozialberatung

Siehe Landesgeschäftsstelle 

Magdeburg, nach telefonischer 
Absprache.

Kreisverband Altmark Ost
Werner-Seelenbinder-Stra-

ße 2–4, 39576 Stendal, Tel.: 
03931 / 54 50. Sprechstunden: 
jeden ersten und dritten Don-
nerstag im Monat, 10–12 Uhr.

Kreisverband 
Anhalt-Bitterfeld

Bitte an die Landesgeschäfts-
stelle in Magdeburg wenden.

Kreisverband Halberstadt
In den Räumlichkeiten der 

AWO (barrierefrei), Friedens-
straße 27, 38820 Halberstadt, 
Tel.: 0151 / 57 38 92 71, E-Mail: 
sovd.hbs@gmx.de. Sprechzeit: 
mittwochs 16–18 Uhr.

Kreisverband 
Halle (Saale) / Saalkreis

Wilhelm-von-Klewitz-Straße 
11, 06132 Halle, Tel.: 0345 / 
77 48 246. Sprechzeiten: diens-
tags 9–12 Uhr.

Kreisverband Mittelelbe
Lindenstraße 5, 39307 

Genthin, Tel.: 03933 / 80 43 77. 
Sprechzeit: jeden ersten Diens-
tag im Monat, 10–12 Uhr.

Kreisverband Klötze
Hagenstraße 2 b, 38486 

Klötze, Tel.: 03909 / 41 814. 
Sprechstunde: dienstags 8–12 
Uhr.

Kreisverbände Magdeburg, 
Sangerhausen und Zerbst

Termine bitte über die Lan-
desgeschäftsstelle in Magde-
burg erfragen.

Kreisverband Quedlinburg
Café zum Freimaurer (barrie-

refrei), Heiligegeiststraße 10, 
06484 Quedlinburg. Sprech-
zeit: jeden ersten Donnerstag 
im Monat, 14–16 Uhr. Andere 
Termine und Telefonberatung 
unter: 03946 / 70 61 08 (Vor-
sitzender) und 03946 / 34 86 
(Rentenberatung).

Kreisverband Salzwedel
Am Schulwall 1, 29410 

Salzwedel, Tel.: 03901 / 65 888. 
Sprechzeiten: dienstags 9–12 
und 14–16 Uhr.

Kreisverband Schönebeck
Otto-Kohle-Straße 23, 39218 

Schönebeck, Tel.: 03928 / 
70 20 20. Sprechzeiten: diens-
tags 9–12 Uhr und nach Ver-
einbarung.

Kreisverband Wernigerode
Heltauer Platz 1, 38855 

Wernigerode. Sprechzeiten: 
jeden zweiten, dritten und 
vierten Dienstag im Monat, 
16–17.30 Uhr sowie nach Ver-
einbarung. Anmeldung unter 
Tel.: 03943 / 63 26 31 oder E-
Mail: info@sovd-wernigerode.
de.

Kreisverband Wanzleben
Markt 20, 39164 Wanzleben, 

Tel.: 039209 / 60 366. Sprech-
zeiten: dienstags 9–11.30 Uhr.

Ortsverband Blankenburg
Vereinshaus „Alte Schule in 

der Oesig“, Am Lindenberg 1 a, 
38889 Blankenburg (Harz) /  
Oesig, Tel.: 03944 / 64 733. 
Sprechzeiten: jeden ersten 
Montag und ersten Dienstag 
im Monat, 11–13 Uhr, sowie 
nach Vereinbarung.

Kreisverband
Burgenlandkreis

Selbsthilfekontaktstelle im 
Burgenlandkreis, Am Kalktor 5, 
06712 Zeitz. 

Terminvereinbarung mit dem 
Kreisvorsitzenden Frank Biester 
unter Tel.: 034443 / 59 99 50, 
Fax: 034443 / 59 99 49 oder 
per E-Mail an: blk@sovd- 
mitteldeutschland.de.

Sachsen
Sozialberatung

Sprechstunden siehe Thü-
ringen.

Geschäftsstelle Leipzig
Holzhäuser Straße 124, 3. 

Etage, 04299 Leipzig-Stöt-
teritz, barrierefreier Zugang. 
Beratung nur nach telefoni-
scher Vereinbarung über die 
Landesgeschäftsstelle in Mag-
deburg, Tel.: 0391 / 25 38 897, 
Ansprechpartner: Michael Fahr.

Geschäftsstelle Görlitz
Beratung nur nach Ver-

einbarung unter Tel.: 
03581 / 87 83 022, Ansprech-
partner: Olaf Anders.

SoVD-Mitglied Anni Kruhm 
leistet seit über 25 Jahren als 
Vorsitzende des Ortsverbandes 
Zörbig und Mitglied des Kreis-
vorstandes Anhalt Bitterfeld 
eine hervorragende ehrenamt-
liche Arbeit.

Zu ihrem 80. Geburtstag wur-
de sie vom Landesvorstand Mit-
teldeutschland und vom Kreis-
vorstand Anhalt Bitterfeld dafür 
mit einer Ehrenurkunde und ei-
nem Präsent ausgezeichnet.

Die Übergabe der Ehrung er-
folgte durch die Schatzmeiste-
rin des Kreisvorstandes, Hanna 
Killian, in einer würdigen Ver-
anstaltung.

Kreisverband Wernigerode 
6. Juni, 14.30 Uhr: Vortrag über das geänderte Betreuungsgesetz, 

Heltauer Platz 1, 38855 Wernigerode.

Termine

Wir gratulieren

Sprechstunden in Mitteldeutschland

Anni Kruhm

Nachträglich Zuschuss erhalten
Sachsen   In Sachsen können Privatpersonen bis zum 20. Oktober 2023 bei der Sächsischen Aufbau-

bank – Förderbank (SAB) als Bewilligungsstelle Härtefallhilfen wegen der gestiegenen Energiekosten 
für nicht leitungsgebundene Energieträger beantragen.

Antragsberechtigt sind Be-
treiberinnen und Betreiber von 
Heizungsanlagen in Privat-
haushalten in Sachsen, die im 
vergangenen Jahr in besonde-
rer Weise von den Preissteige-
rungen bei Heizöl, Flüssiggas, 
Holzpellets, Holzhackschnitzel, 
Holzbriketts, Scheitholz, Kohle 
beziehungsweise Koks betrof-
fen waren. Das sind im Normal-
fall Besitzerinnen und Besitzer 
von Einfamilienhäusern oder 
Vermieterinnen, Vermieter  und 
Wohnungseigentumsgemein-
schaften. Letztere müssen er-
klären, dass sie die Härtefall-
hilfen an die Mieterinnen und 
Mieter weiterleiten.

Mit den Zahlungen sollen 
Härten beim Erwerb der ge-
nannten Energieträger teilwei-
se abgefedert werden. Wer im 
Jahr 2022 mehr als doppelt so 
viel für den jeweiligen Energie-
träger bezahlt hat als den von 
Bund und Ländern ermittelten 
Referenzpreis, kann 80 Prozent 
der darüber hinausgehenden 
Mehrkosten erstattet bekom-

men. Die Mindestsumme für die 
Entlastung liegt bei 100 Euro, 
die Obergrenze bei 2.000 Euro 
je Haushalt.

Die Referenzpreise betragen 
für Heizöl 71 Cent pro Liter, 
für Flüssiggas 57 Cent pro Li-
ter, für Holzpellets 24 Cent pro 
Kilogramm, für Holzhackschnit-
zel 11 Cent pro Kilogramm, für 
Holzbriketts 28 Cent pro Kilo-
gramm, für Scheitholz 85 Euro 
je Raummeter, Kohle / Koks 36 
Cent pro Kilogramm, jeweils in-
klusive Umsatzsteuer.

Die Antragstellung erfolgt 
digital bei der SAB. Der Link 
zum Antragsportal ist seit Mai 
im Internet auf der Seite www.
sab.sachsen.de/energiehilfen-
private veröffentlicht. Zu einer 
digitalen Antragstellung wird 
geraten.

Diejenigen Personen, die kei-
nen Zugang zum digitalen An-
tragsverfahren haben, werden 
von der Verbraucherzentrale 
Sachsen im Auftrag des Frei-
staats Sachsen bei der digitalen 
Antragstellung unterstützt. Die 

Dienstleistung ist einmal pro 
Haushalt kostenfrei. Dazu kann 
über die Telefonnummer 0341 / 
69 62 929 ein Termin vor Ort in 
den Beratungseinrichtungen 
vereinbart werden.

Die SAB hält auf der Inter-
netseite: www.sab.sachsen.de 
den Link zum Antragsportal 
vor. Darin prüfen potenzielle 
Antragstellerinnen und Antrag-
steller in einem vorgeschalte-
ten Online-Rechner zunächst, 
ob sie grundsätzlich eine Här-
tefallhilfe bekommen können. 
Zudem wird auf der Webseite 
ein umfangreicher Fragen-und 
Antworten-Katalog zu finden 
sein. 

Informationen sind zudem 
auf www.sachsen.de und www.
energieversorgung.sachsen.de 
zu finden. Daneben können sich 
Antragstellende seit dem 2. Mai 
unter der Rufnummer 0351 / 
49 10 49 99 an eine telefoni-
sche Hotline der SAB wenden.     

Quelle: Sächsisches Staatsmi-
nisterium für Energie,  Klimaschutz, 
Umwelt und Landwirtschaft

Antragstellung auf Härtefallhilfen für Heizkosten seit Mai online

Foto: Wellnhofer Designs / Adobe Stock

Foto: warmworld / adobe Stock



Liebe Freundinnen und 
Freunde,

Der 1. Juni ist der Internatio-
nale Kindertag. Auch an diesem  
1. Juni 2023 ist die Situation für 
die Kinder schwierig. Ein Zehntel 
der Menschen auf unserer Erde ist 
am Ende des Tages hungrig und 
am Morgen noch immer. Weltweit 
stirbt alle dreizehn Sekunden ein 
Kind unter fünf Jahren an den 
Folgen von Hunger und Mange-
lernährung.

In Europa ist das Problem meistens ein anderes. Es geht nicht um 
Mangel-, es geht um Fehlernährung. Etwa ein Viertel unserer Kinder 
in Deutschland wächst in armen oder von Armut bedrohten Famili-
en auf. Da muss an kindgerechter und auch an gesunder Ernährung 
gespart werden. Natürlich sehen die Kinder, diese 25 Prozent, dass 
dieser Mangel nicht für alle Kinder gilt. Die Verlockungen durch die 
Medien sind groß, die Gewohnheit vieler Schüler und Schülerinnen 
besonders staatlicher Schulen, in den Schulpausen Snacks beim teu-
ren Bäcker nebenan oder beim nicht weniger teuren Dönerladen zu 
kaufen, werden wahrgenommen. Erwachsene, die am Vormittag in Su-
permärkten einkaufen, erleben staunend, wie viele Kinder die Regale 
mit Süßigkeiten, Chips und ähnlichen Produkten ansteuern. Gesunde 
Ernährung sieht anders aus! In anderen Schulformen wird schon auf 
eine kind- und jugendgerechte Speiseneinnahme geachtet, finden 
Kochkurse statt usw.

Ein Recht auf eine Schulspeisung gibt es in Deutschland nicht, und 
es gibt auch keine Möglichkeit für das pädagogische Personal, Kinder 
und Jugendliche nachdrücklich zu gesundheitsbewusster Ernährung 
anzuhalten. Ursache sind nicht nur die zunehmend kulturellen oder 
religiös unterschiedlich geprägten Essgewohnheiten.

Viele Unterstützungen, zumeist in Geldform, werden an Familien 
ausgereicht, um die Chancengleichheit der Heranwachsenden zu ge-
währleisten. Regelmäßig werden diese Leistungen erhöht. Der Nach-
weis, dass dadurch gesundheitsfördernde Einstellungen in den Fa-
milien entwickelt, geprägt oder ausgebaut werden, steht aus. Es ist 
eher von einem Wegschieben der Verantwortung zu sprechen: von 
staatlichen Einrichtungen wie Schulen, an denen die Kinder die meiste 
Zeit des Tages verbringen, hin zu den Eltern, die wiederum die meiste 
Zeit des Tages eben nicht mit ihren Kindern zusammen sind. Der Satz 
des römischen Dichters Juvenal aus dem ersten Jahrhundert n. Chr. gilt 
nach wie vor: „Ein gesunder Geist in einem gesunden Körper“. Dazu 
gehört nicht nur das Essen, dazu gehören auch Sport, Tagesgestaltung, 
und Vorbildwirkung.

Unser SoVD in Mecklenburg-Vorpommern hat die handelnde Politik 
vielfach aufgefordert, ihrer Verantwortung für die heranwachsenden 
Generationen durch zielgenaue Unterstützungen gerecht zu werden.

Wir werden auch künftig lebenswirklichkeitsnahe Solidarität und 
Leistungsbereitschaft entwickelnde Schulen fordern. Schulen, in de-
nen die Wahrnehmung von Verantwortung für die eigene Gesund-
heit gelehrt und gelebt wird. Eine kostenlose Frühstücksmilch gehört 
ebenso dazu wie eine kostenlose Schulmittagsspeisung.

 
Helmhold Seidlein, 1. Landesvorsitzender

Editorial

Helmhold Seidlein

Kein Urlaub in der Probezeit?
Die Arbeitswelt erscheint sowohl durch Gesetze als auch durch Tarifverträge und Betriebsverein-

barungen undurchsichtig. Arbeitgeber*innen und Beschäftigen fehlt oft der Durchblick. In diesem 
Artikel werden die häufigsten Job-Irrtümer aufgeklärt.

Im Vorstellungsgespräch 
muss die Wahrheit gesagt wer-
den: Nein. Bei unzulässigen 
Fragen gilt das nicht. So geht 
die Privat- und Intimsphäre von 
potenziellen Arbeitnehmen-
den die Arbeitgebenden nichts 
an. Auf die Frage nach einem 
Partner, Heiratsplänen, Kinder-
wunsch oder Schwangerschaft 
muss nicht geantwortet wer-
den. Das Gleiche gilt für Fragen 
zur Konfession, Partei- oder 
Gewerkschaftsmitgliedschaft 
sowie zum Gesundheitszustand. 

Ein Arbeitsvertrag muss im-
mer schriftlich geschlossen 
werden: Nein. Ein Arbeitsver-
trag oder Änderungen eines 
solchen können auch münd-
lich, per Handschlag oder sogar 
stillschweigend durch die Auf-
nahme der Tätigkeit geschlos-
sen werden. 

In der Probezeit kann je-
derzeit und fristlos gekündigt 
werden: Nein. Üblicherweise 
beträgt die Kündigungsfrist in 
der Probezeit zwei Wochen. Ei-
nen Grund für die Probezeitkün-
digung muss der Arbeitgeber 
aber nicht nennen.

In der Probezeit gibt es kei-
nen Urlaub: Falsch. Es gibt keine 
Urlaubssperre in der Probezeit. 
Mit jedem Monat Beschäfti-
gung wird ein Urlaubsanspruch 
in Höhe eines Zwölftels des Jah-
resurlaubs erworben.

Ein Arbeitsvertrag darf höchs-
tens auf zwei Jahre befristet 
werden: Nicht ganz. Nur ohne 
Begründung befristete Verträge 
dürfen nicht mehr als zwei Jah-
re laufen. 

Der Chef darf verbieten, über 
die Verdiensthöhe zu sprechen: 
Nein. Es ist erlaubt, über das 

Gehalt zu sprechen. Eine gegen-
läufige Anweisung von Vorge-
setzten ist unzulässig.

Der Chef darf bestimmen, 
wann Urlaub genommen wer-
den muss: Falsch. Er darf Urlaub 
nur ablehnen, wenn dringende 
betriebliche Erfordernisse ent-
gegenstehen. Wollen mehrere 
Kollegen zur selben Zeit Urlaub 
nehmen, so müssen Chefs sozial 
entscheiden. In den Schulferien 
haben Mitarbeiter*innen mit 
Schulkindern meistens Vorrang. 

Krankgeschriebene dürfen 
die Wohnung, das Haus nicht 
verlassen: Nein. Wenn es der 
Heilung dient, ist ein Spazier-
gang sogar wünschenswert. Es 
darf im Einzelfall sogar in den 
Urlaub gefahren werden, um 
beispielsweise am Meer eine 
Atemwegs-erkrankung zu be-
handeln. Verboten ist nur, was 
der Genesung schadet. Deswe-
gen sollte vorab mit dem Arzt 
gesprochen werden.

Resturlaub darf mit ins neue 
Jahr genommen werden:  Jein. 
Das Bundesurlaubsgesetz er-
laubt einen Übertrag von Urlaub 
ins nächste Jahr im Grundsatz 
nur, wenn Mitarbeitende aus 
dringenden betrieblichen oder 
persönlichen Gründen nicht in 
den Urlaub gehen konnten.

Überstunden sind pauschal 
mit dem Lohn abgegolten: 
Falsch. Klauseln im Arbeits-
vertrag, wonach Überstunden 
grundsätzlich nicht extra be-
zahlt werden, sind regelmäßig 
unwirksam. Dasselbe gilt für 
Klauseln wie „übliche Über-
stunden“, „Überstunden in ge-
ringfügigem Umfang“ oder „in 
angemessenem Rahmen“.

Beschäftigte dürfen in ihrem 

Büro machen, was sie wollen:  
Nein. Kraft Direktionsrecht be-
stimmen die Arbeitgebenden 
die Arbeitsbedingungen. Für 
Mitarbeiter*innen mit Kunden-
kontakt sind auch Regeln für 
die Kleidung zulässig. Chefin 
und Chef müssen ihr Weisungs-
recht aber nach „billigem Er-
messen“ ausüben. 

Bei der Arbeit darf nicht pri-
vat im Internet gesurft werden:  
Oft stimmt das nicht. Viele Ar-
beitgeber erlauben die gele-
gentliche private Nutzung des 
Internets. Es sollte aber nicht 
übertrieben werden.

Wenn der Arbeitgeber will, 
kann er ins Homeoffice schi-
cken: Nein. Beschäftigte kön-
nen nicht zum Homeoffice ver-
pflichtet werden. Ausnahme: Im 
Arbeitsvertrag ist die Pflicht zur 
Heimarbeit vereinbart. Umge-
kehrt gilt: Arbeitnehmer*innen 
haben kein Recht auf Heimar-
beit, solange es nicht im Ein-
zelfall vereinbart ist, es keine 
entsprechende Betriebsverein-
barung oder eine Regelung im 
Tarifvertrag gibt. 

Vor einer Kündigung müs-
sen drei Abmahnungen ste-
hen: Nein. Verhält sich ein*e 
Arbeitnehmer*in vertrags-
widrig, so kann eine Kündi-
gung „im Wiederholungsfall“ 
angedroht werden. Will ein*e 
Arbeitgeber*in einer*m Be-
schäftigten eine weitere Chan-
ce einräumen, so kann das auch 
mehrfach geschehen. Manches 
Verhalten kann auch ohne Ab-
mahnung direkt zur Kündigung 
führen, zum Beispiel Diebstahl. 
Und dabei muss der Wert des 
gestohlenen Gegenstands nicht 
besonders hoch sein.            mh

Weit verbreitete Irrtümer über Rechte und Pflichten von Berufstätigen

Im Büro ist nicht alles erlaubt, auch wenn es Spaß bringt.
Foto: maxbelchenko / Adobe Stock

Ein Spaziergang im Freien tut 
auch Krankgeschriebenen gut.

Foto: ZEN SUMR / Adobe Stock

Beratung per Video
Die Deutsche Rentenversicherung bietet Beratungen zu  

Renten- oder Reha-Themen jetzt auch per Videochat an. Die 
Termine von Montag bis Freitag werden nur nach Voranmel-
dung vergeben. Anträge können nicht aufgenommen werden. 
Das Endgerät (Computer, Tablet oder Smartphone) muss die 
technischen Voraussetzungen für die Videoberatung erfüllt. Es 
sollte u. a. über ein Mikrofon und eine Frontkamera verfügen.

Anm. und Infos unter: www.deutsche-rentenversicherung.de.

Landesverband
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Kreisverband Demmin: Schüt-
zenstraße 1 A, Raum 3, Friesen-
halle, 17109 Demmin, Tel. über 
Rostock unter:  0381 / 76 01 090.

Kreisverband Güstrow: Fried-
rich-Engels-Straße 27, 18273 
Güstrow, Tel.: 03843 / 68 20 87.

Kreisverband Ludwigslust: 
Möllner Straße 30, 19230 Ha-
genow, Tel.: 03883 / 51 01 75.

Kreisverband Röbel: Predi-
gerstraße 12, 17207 Röbel, Tel.: 
039931 / 12 96 17.

Kreisverband Neubranden-
burg: Ansprechpartner: Landes-
verband, Tel.: 0381 / 76 01 090.

Kreisverband Nordvorpom-

Kontakt

Rechtsberatung
Grevesmühlen/Wismar: 7. Juni (Terminvereinbarung über die Lan-

desgeschäftsstelle Rostock); Neubrandenburg / Demmin: 14. Juni; 
Güstrow / Schwerin: 21. Juni; Parchim: 28. Juni (Terminvereinbarung 
über die Landesgeschäftsstelle Rostock). Es berät Doreen Rauch. 

Greifswald: 13. Juni; Rügen / Stralsund: 20. Juni. Es berät Donald 
Nimsch.

Bitte vereinbaren Sie Termine bei den Kreisverbänden zu den je-
weiligen Bürozeiten! Die Nummern stehen in der Rubrik „Kontakt“. 
Die Berater*innen sind auch außerhalb der Beratungszeit telefonisch 
erreichbar; in den Kreisverbänden zu deren Öffnungszeiten, beim 
Landesverband unter Tel.: 0381 / 76 01 090, montags bis donners-
tags 8–16 Uhr und freitags 8–12 Uhr. 

Kreisverband Rostock / 
Bad Doberan

12. Juni: Tagesfahrt nach Malchow und Alt-Schwerin, inklu-
sive Mittagessen sowie Kaffee und Kuchen, Kosten 5 Euro pro 
Person. Anmeldung wird erbeten bis 6. Juni bei Herrn Wer-
nicke, Tel.: 0381 / 76 96 130 oder 0177 / 87 43 828 oder per  
E-Mail an: info@sovd-rostock.de. Genauere Infos folgen telefo-
nisch.

Kreisverband Schwerin
5. Juni: Tagesfahrt nach Berlin mit Besuch des Reichstages und 

Stadtrundfahrt. Abfahrt: 6 Uhr Grunthalplatz, 6.15 Uhr: Von-Stauf-
fenberg-Straße, Bushaltestelle am Kiosk / Straßenbahn. Kosten: 
8.30 Euro pro Person, bar und passend im Bus zahlbar. Anmeldung 
ist erforderlich bis 11. Mai.

Vorschau: 9. September: kostenloser Tagesausflug „Heidekutsch-
fahrt in Schneverdingen“, inklusive Besuch der Firma „Wenatex“ in 
Hannover, Kutschfahrt durch die Heide, Morgensnack, Mittagsim-
biss, Kaffee und Kuchen, Anmeldung erforderlich bis 30. August.

Anmeldungen bei der 1. Vorsitzenden Andrea Preuß-Borowsky, 
Tel.: 0152 / 52 13 20 93. Genaue Informationen gibt es auf der 
Homepage unter: www.sovd-schwerin.de.

Ortsverband Dreesch
12. Juni, 14 Uhr: Sommerfest.

Termine

mern: Straße der Solidari-
tät 69, 18507 Grimmen, Tel.: 
038326 / 46 52 31.

Kreisverband Nordwest-
mecklenburg: Am Kirchplatz 
5, 23936 Grevesmühlen, Tel.: 
03881 / 71 33 23.

Kreisverband Parchim: Lud-
wigsluster Straße29, 19370 
Parchim, Tel.: 03871 / 44 42 31.

Kreisverband Rostock: 
Henrik-Ibsen-Straße 20, 18106 
Rostock, Tel.: 0381 / 76 96 130.

Kreisverband Rügen: 
Störtebeker Straße 30, 
18528 Bergen / Rügen, Tel.: 
03838 / 20 34 81.

Kreisverband Schwe-
rin: Mehrgenerationenhaus, 
5. OG (hinter der Glastür 
rechts, 1. Raum), Dreescher 
Markt 1, 19061 Schwerin,  
Tel.: 0385 / 20 09 03 48.

Kreisverband Stralsund: 
Wiesenstraße 9, 18437 Stral-
sund, Tel.: über Rostock unter: 
0381 / 76 01 090.

Kreisverband Vorpommern-
Greifswald: Makarenkostra-
ße 9 b, 17491 Greifswald, Tel.: 
03834 / 84 04 88.

Kreisverband Wismar: Lüb-
sche Straße 75, 23966 Wismar, 
Tel.: 03841 / 28 30 33.

Ulrich Haesener feiert am  9. 
Juni seinen 95. Geburtstag. Seit 
dem 1. Dezember 1990 ist er 
Mitglied im SoVD. 1991 wur-
de er zum 1. Kreisvorsitzenden 
gewählt. Dort ist er bis heute 
Mitglied im Kreisvorstand und 
vorwiegend für die Öffent-
lichkeits- und Pressearbeit zu-
ständig. Auch im Ortsverband 
Schwerin-Weststadt ist er im-
mer noch sehr aktiv tätig, ge-
achtet und beliebt. 

Viele Jahre war Ulrich Haese-
ner auch Mitglied im Altenparlament Mecklenburg-Vorpommern 
sowie aktives Mitglied im Senioren- und Behindertenbeirat der 
Stadt Schwerin.

Im September 2022 fanden Wahlen für den Kreisvorstand statt 
und damit verbunden eine Verjüngung des Vorstandes. Ulrich 
Haesener sieht hier eine Chance der Nachwuchsgewinnung und 
unterstützt die Arbeit des neu gewählten Vorstandes mit seinen 
langjährigen Erfahrungen. 

Für seine umfangreiche und erfolgreiche Arbeit hat Ulrich Ha-
esener viele Ehrungen und hohe Auszeichnungen erhalten. Privat 
schwingt er trotz des stolzen Alters noch gerne zu jeder Gelegen-
heit das Tanzbein.

Der Kreisvorstand Schwerin wünscht dem Jubilar im Namen des 
Vorstandes und der Mitglieder ganz herzlich alles Gute und be-
dankt sich für sein unermüdliches Engagement.

Ulrich Haesener

Wir gratulieren
Gesund auf Reisen gehen

Für Millionen Menschen ist Urlaub die schönste Zeit im Jahr. Damit Sie Ihren Urlaub genießen kön-
nen, sollten Sie auch einige Reisevorbereitungen in Bezug auf Ihre Gesundheit treffen und Impfungen 
rechtzeitig planen. Lesen Sie hier, worauf es ankommt und welche Leistungen die AOK übernimmt.

Reiseimpfungen: Welche 
sind sinnvoll?

Ob Sie in Deutschland blei-
ben oder in die Ferne reisen: 
Impfungen schützen vor Krank-
heiten, die in anderen Regio-
nen oder Ländern vorkommen. 
Informieren Sie sich früh genug, 
welche Impfungen für Ihr Rei-
seziel empfohlen sind und wie 
lange Sie benötigen, um einen 
Grundschutz aufzubauen, denn 
oft braucht dieser mehrere 
Impfdosen. Grundsätzlich sind 
die von der Ständigen Impf-
kommission (STIKO) empfohle-
nen Standardimpfungen gegen 
Tetanus, Diphtherie, Pertussis, 
Polio und Masern auch für jede 
Reise wichtig. Überprüfen Sie 
deshalb Ihren aktuellen Impf-
status und lassen Sie Ihren 
Impfschutz gegebenenfalls 
auffrischen. Darüber hinaus 
können weitere Impfempfeh-
lungen für Ihr Reiseland oder 
Ihre Reiseart bestehen: So wird 
zum Beispiel für einige Regio-
nen in Deutschland sowie für 
viele Länder Europas die FSME-
Impfung empfohlen. Für ältere 
Menschen ist die Influenza- und 
Pneumokokkenimpfung grund-
sätzlich empfehlenswert. Wei-
tere Reiseimpfungen, die für Ur-
laube außerhalb Deutschlands 
sinnvoll sein können, sind zum 
Beispiel: Hepatitis A, Hepatitis 
B, Tollwut, Typhus, Meningokok-
ken, Japanische Enzephalitis, 
Gelbfieber und Dengue.

Auskunft zu den Impfemp-
fehlungen für Ihr Reiseziel er-
halten Sie beim Hausarzt oder 
der Hausärztin sowie beim 
Auswärtigen Amt. Dort finden 
Sie auch Informationen, ob ein 
Impfnachweis gegen COVID-19 
in Ihrem Urlaubsland notwen-
dig ist.

Die AOK übernimmt die Kos-
ten für alle Standardimpfungen, 
die in der Schutzimpfungs-
richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses aufgeführt 
und von der STIKO empfohlen 
sind. Unter bestimmten Voraus-
setzungen erstattet oder bezu-
schusst die AOK auch notwen-
dige Reiseimpfungen. Welche 
das im Einzelnen sind, erfahren 
Sie bei Ihrer AOK.

Gesundheit: Was für den 
Urlaub noch wichtig ist

Um persönliche Gesundheits-
risiken während des Urlaubs 
auszuschließen, können eine 
zahnärztliche Vorsorgeunter-
suchung sowie ein Gesund-
heitscheck beim Hausarzt oder 
der Hausärztin sinnvoll sein. 
Chronisch Kranke sollten sich 
zu Faktoren wie Klima, Zeitver-
schiebung und Medikamenten-
einnahme beraten lassen und 
notwendige Gesundheitsdoku-
mente einpacken. Wer regel-
mäßig auf Medikamente an-
gewiesen ist, sollte sich einen 
ausreichenden Vorrat für die 

Reise verordnen lassen. Zusätz-
lich stellen Sie noch eine Reise-
apotheke zusammen, um kleine 
Verletzungen, Insektenstiche 
oder Sonnenbrand behandeln 
zu können.

So sind Sie bei Krankheit im 
Urlaub abgesichert

Werden Sie im Urlaub krank, 
dann sind Sie in vielen europä-
ischen Ländern über die Euro-
päische Krankenversicherungs-
karte (EHIC) abgesichert. Diese 
befindet sich auf der Rückseite 
Ihrer elektronischen Gesund-
heitskarte und bietet einen 
Basisschutz, wenn Sie im euro-
päischen Ausland auf medizini-
sche Hilfe angewiesen sind. Zu-
sätzlich ist es empfehlenswert, 
sich eine private Auslandskran-
kenversicherung zuzulegen. Die 
AOK arbeitet mit starken Ko-
operationspartnern zusammen, 
die nicht nur Schutz für Länder 
außerhalb Europas anbieten, 
sie sichern auch Leistungen 
wie den Krankenrücktransport 
in die Heimat oder landesübli-
che Zuzahlungen ab.

AOK Nordost gibt Tipps zur Gesundheitsvorsorge für die Urlaubszeit

Eine Reisekrankenversicheurung übernimmt im Notfall die Arzt-
kosten und sogar den Rücktransport.

Foto: Elnur / Adobe Stock
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Zu der Titelgeschichte vom 
Mai zur Pflegeversicherung hat 
sich auch Uwe Mehl aus Ham-
burg seine Gedanken gemacht: 

Sie haben ganz richtig ge-
schrieben, dass die Rentnerinnen 
und Rentner durch die Erhöhung 
des Beitragssatzes zur Pflege-
versicherung von 3,05 auf 3,40 
Prozent des Bruttoeinkommens 
zusätzlich belastet werden. Rent-
nerinnen und Rentner zahlen den 
vollen Beitragssatz und sind ge-
genüber Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die lediglich die 
Hälfte des Beitragssatzes zahlen, 
benachteiligt.

Jetzt zu meinem Ansatz: Das 
Grundgesetz mit seinen Grund-
rechten ist der Kompass der 
deutschen Rechtssprechung. Der 
Begriff Mensch ist entsprechend 
des Artikels 3 (folgend) unteilbar.  
Rentnerinnen und Rentner wie 
auch Arbeitnehmerinnen und 

Briefe an die Redaktion

Steht das Sozialgesetz über dem Grundgesetz?
In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zeitung 

beziehen. Es handelt sich um Meinungsäußerungen, die nicht unbedingt SoVD-Positionen widerspie-
geln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte richten Sie Ihre Post an: SoVD, Redaktion  
& digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Arbeitnehmer sind entsprechend 
dem Grundrecht Artikel 3, Absatz 
1 bis 3, Menschen. Bezogen auf 
das Sozialgesetz, Paragraf 1 SGB 
XI (Soziale Pflegeversicherung, 
folgend) wird dieses Grundrecht 
Art 3, Abs 1 bis 3, missachtet.

Die Frage, die sich stellt: Wie-
so wird das Sozialgesetz in der 
Rechtssprechung höher als das 
Grundgesetz bewertet? Das zeigt 
sich ganz deutlich bei der unglei-
chen Höhe der Beiträge. 

Zumal es für Artikel 3 keinen 
Hinweis gibt, dass dieses Grund-
recht durch ein zusätzliches Ge-
setz (zum Beispiel Sozialgesetz) 
geregelt werden kann.

Auch Mitglied Hermine Roß-
bach aus Deutsch Evern empört 
sich über Ungerechtigkeiten bei 
der Rentenberechnung: 

Alle heute schreien nach mehr 
Geld und es wird auch täglich in 

allen Zeitungen davon berichtet, 
auch in unserer SoVD-Zeitung. 
Was ich aber vermisse, ist, dass 
uns alten Frauen immer noch 
statt drei Jahre nach wie vor nur 
zweieinhalb Jahre Rente für die 
Kindererziehung angerechnet 
werden. Haben wir es nicht ver-
dient, dass auch unsere Arbeit 
anerkannt wird? 

Die Personen, die diese Rege-
lung entschieden haben, haben 
mehr als genug. Schade, daß ich 
lesen mußte, dass viele alte Leu-
te nicht mehr satt werden. Schafft 
endlich die vielen Abgeordneten 
ab und die hohen Renten von de-
nen, dann kann schon anderen 
Leuten geholfen werden.

Mechthild Christmann aus  
Köln bezieht sich auf den Arti-
kel „Zugriff auf Gesundheitsda-
ten“, Seite 4 der April-Ausgabe: 

Nein, keine elektronische Pati-

entenakte! Weiß Herr Lauterbach 
nicht, wie viele Fehldiagnosen 
gestellt und nie wieder korrigiert 
werden, wie „durchlässig“ / feh-
lerhaft Dokumentationen sind? 
Und dass Dokumentationen 
nachträglich (dem Computersys-
tem sei Dank!) verändert, zuguns-
ten des Arztes „korrigiert“ werden, 
habe ich bereits selbst erlebt.

Das alles wird sich nicht än-
dern, wenn es die E-Patientenak-

te gibt. Im Gegenteil. 
Die Datensicherheit ist nicht 

gegeben. Nie. Oder hat man schon 
vergessen, wie viele Tausend 
Menschen in Australien und USA 
frei im Internet ihre Patientenak-
ten nachlesen konnten? Je mehr 
Digitalisierung und Vernetzung 
in Deutschland installiert sein 
wird, umso größer und häufiger 
werden Hacker-Attacken durch-
geführt (...).

Wird die ins Grundgesetz geschriebene Gleichheit aller Menschen 
durch die Sozialgesetzgebung infrage gestellt?

Foto: Studio_East / Adobe Stock

Erst in der Sonne „braten“ und 
dann mit Anlauf ins kalte Was-
ser: ein gewohnter Anblick im 
Freibad, am See oder am Meer. 
Kaum jemand ist sich bewusst, 
wie riskant das sein kann. Der 
Kälteschock kann auch bei 
jungen und fitten Menschen 
zu Kreislaufproblemen führen. 
Dann schluckt man Wasser, 
bekommt einen Stimmritzen-
krampf, der Schreien und Atmen 
unmöglich macht und spätes-
tens jetzt kommt die Panik, die 
Kräfte lassen nach, man wird 
bewusstlos und geht unter.

Übermut und Selbstüber-

schätzung, oft in Zusam-
menhang mit Alkohol, ist die 
häufigste Ursache bei den „Was-
sertoten“, von denen 80 Prozent 
männlich sind. Vor dem Meer 
haben die meisten Menschen 
Respekt, dort ertrinken nur we-
nige. Die meisten sterben in 
Binnengewässern, scheinbar 
vertrauten und überschaubaren 
Seen und Flüssen. Selbst geüb-
te Schwimmer*innen kommen 
kaum gegen Strömungen und 
Strudel an, die an Brücken-
pfeilern, Wehren, Buhnen und 
Schleusen entstehen. 

Ein niedriger Wasserstand 

verleitet an einem Fluss zum 
weiter hinauslaufen in die 
Flussmitte, wo das Wasser dann 
schneller als normal fließt. 

Gefährlich können auch auf-
blasbare Unterlagen wie Luft-
matratzen werden, weil sie 
leicht abgetrieben werden oder 
man beim Herunterfallen einen 
Kälteschock bekommt. Auch 
durch das beliebte Stand-Up-
Paddling geraten immer mehr 
Menschen in Notlagen.

Bei Kindern ist Ertrinken die 
zweithäufigste Todesursache.   
Schon seit Jahren kommt in 
den Schulen der Schwimmun-
terricht zu kurz, Corona hat den 
Mangel noch verstärkt. Die Zahl 
der Kinder, die nicht oder nur 
unsicher schwimmen können, 
ist rapide gestiegen. 

Kinder ertrinken lautlos in 
Sekunden, wenn das Gesicht im 
Wasser liegt, durch den schon 
genannten Stimmritzenkrampf. 
Aber auch Erwachsene gehen 
meist lautlos unter. Ertrinkende 
erkennt man selten an Schreien 
oder wildem Gestikulieren, son-
dern eher an unregelmäßigen, 
zu langsamen oder schnellen 
Schwimmbewegungen und 

dass der Kopf immer wieder 
unter Wasser gerät. 

Wer solches beobachtet, soll-
te als Erstes einen Notruf täti-
gen. Rettungsversuche sollten 
nur erfolgen, wenn man es sich 
zutraut und sicher schwimmt. 
Ertrinkende klammern sich in 
der Panik an alles, was Halt ver-
spricht. Daher sollte man sich 
ihnen von vorne nähern und 
ihnen mitteilen, dass man sie 
gleich von hinten umfasst und 
abschleppt. Oder man wirft ih-
nen ein Handtuch, einen Stock 
oder Ähnliches zu, mit dem man 
sie abschleppen kann.

An Land benötigen bewusst-

Im Februar zog die DLRG Bilanz für das Jahr 2022: Erstmals seit vier Jahren ist die Zahl der  
Ertrunkenen wieder gestiegen. Die meisten Toten sind Männer, darunter nicht nur alte, sondern 
auch kerngesunde junge Männer. Leichtsinn, Selbstüberschätzung und Vernachlässigung einfacher 
Vorsichtsmaßnahmen führten zu der traurigen Statistik.

Ertrinken spielt sich meistens lautlos ab
Mit mindestens 355 Toten ist die Zahl der Ertrunkenen 2022 erstmals seit vier Jahren wieder angestiegen

So kennt man es aus Filmen: Ein*e Ertrinkende*r wedelt mit den 
Armen und sofort eilt ein*e Rettungschwimmer*in herbei.

An Buhnen kommt es zu gefährlichen Strömungen.

Foto: DLRG

Grafik: Артем Барынин / Adobe Stock

lose Personen nicht nur eine 
Herzdruckmassage, sondern 
auch eine Beatmung, da sich 
in den Lungen kein Sauerstoff 
mehr befindet.

Um Badeunfällen vorzubeu-
gen, sollte man folgende Vor-
sichtsregeln befolgen: sich kurz 
abkühlen, bevor man ins Wasser 
geht; möglichst nicht alleine 
und nicht in unbeaufsichtigten 
Gewässern schwimmen und si-
cher schwimmen lernen (min-
destens 15 Minuten nonstop).

Die DLRG bietet Schwimm-
kurse an und sucht immer eh-
renamtliche Rettungsschwim-
mer*innen.      Quelle: bg, DLRG
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Trockenheit im Süden Europas
In Europa wird es immer heißer und gleichzeitig regnet es immer weniger. Zu diesem Ergebnis 

kommt ein Programm mit dem Namen Copernicus. Hierbei beobachten Wissenschaftler*innen Ver-
änderungen auf der Erde. Sie sagen, dass die Temperaturen bei uns schneller steigen als auf jedem 
anderen Kontinent. Hitze und trockene Böden machen unter anderem Spanien zu schaffen. Dort 
gab es schon im Mai nicht genügend Trinkwasser für alle – und der Sommer fängt ja gerade erst an.

Auf dieser Lichtung ist einiges los! Doch auf dem unteren Bild 
haben sich insgesamt zehn Fehler eingeschlichen – kannst du sie 
alle entdecken? Falls nicht, blättere einmal um: Auf Seite 18 haben 
wir die Unterschiede rot eingekreist.

Viele von uns machen gerne 
Urlaub in Ländern, in denen die 
Sonne scheint. Doch die heißen 
Temperaturen werden unter 
anderem für Spanien zu einem 
immer größeren Problem. Dort 
gab es bereits im April Tempe-
raturen von fast 40 Grad. Unter 
dieser Hitzewelle leiden die 
Menschen, die dort leben. 

Weil es in den letzten Mo-
naten nicht genug Regen gab, 
trocknen außerdem Böden, 
Flüsse und Stauseen aus. Da-
durch gibt es in einigen Ge-
genden in Spanien nicht aus-
reichend Wasser. Tankwagen 
bringen dieses dann zu den 
Menschen vor Ort. Das ist na-
türlich sehr aufwändig.

Das Wasser wird jedoch nicht 
allein zum Trinken dringend 
benötigt. Man braucht es auch 
in der Landwirtschaft für den 
Anbau von Obst, Gemüse oder 
Getreide. Die große Dürre führt 
dazu, dass ganze Felder ver-
trocknen, weil die Pflanzen dort 
nicht gegossen werden können.

Eine große Trockenheit er-
leben auch andere Länder in 
Europa. In Italien etwa können 

auf dem Fluss Po keine großen 
Schiffe mehr fahren. Auch ein 
Fischfang ist dort kaum noch 
möglich. Ein Grund hierfür ist 
zu wenig Schnee in den Alpen. 
Dieser schmilzt normalerweise 
im Frühjahr und versorgt Flüsse 
und Seen dadurch mit Wasser.

Ausgetrocknete Wälder und 
Wiesen führen noch zu einer 
weiteren Gefahr: In den Län-
dern Europas kommt es zu 

immer mehr Waldbränden. Um 
diese zu löschen, wird ausge-
rechnet das Wasser benötigt, an 
dem es schon jetzt fehlt.

Diese Entwicklung macht 
vielen Wissenschaftler*innen 
Sorge. Sie sagen, der letzte 
Sommer in Europa sei so heiß 
gewesen wie kein anderer zu-
vor. Und vor allem sei ein Ende 
dieser Klimaveränderung nicht 
in Sicht.

Hitzewelle in Italien: Der Wasserstand am Gardasee ist so niedrig, 
dass er an manchen Stellen wie eine Mondlandschaft aussieht.

Fotos: NurPhoto / IMAGO

Voll durchgeblicktFröhliche Fehlersuche

Dieses versunkene Schiff dient verspielten Meerestieren dazu, sich dort zu verstecken. Wie viele 
schwarze Fische kannst du insgesamt auf dem unteren Bild entdecken? Wenn du beim Zählen nicht 
durcheinander kommst, dann hast du als Ergebnis die von uns gesuchte Lösung.

Viel Gewusel im Wald

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Spielplatz unter dem Meer

Grafik: GabiWolf / Adobe Stock

Der Räuber Hotzenplotz
Als die Kaffeemühle der Großmutter gestohlen wird, machen 

sich Kasperl und sein Freund Seppel sofort auf, um den gerissenen 
Räuber Hotzenplotz zu fangen. Dabei geraten sie in die Hände des 
bösen Zauberers Petrosilius Zwackelmann, bei dem sie die wun-
derschöne Fee Amaryllis entdecken, die es nun ebenfalls zu befrei-

en gilt. Für weiteres Durcheinander 
sorgen der Polizist Dimpfelmoser 
und die Hellseherin Schlotterbeck 

mit ihrem zum Krokodil 
mutierten Dackel Wasti. 
Können Kasperl und Sep-
pel dem Räuber Hotzen-
plotz das Handwerk legen?

Der Räuber Hotzenplotz. 
Studiocanal, VÖ: 25. Mai 
2023, freigegeben ohne Al-
tersbeschränkung, Hörfilm-
fassung sowie Untertitel für 
Hörgeschädigte, 11,99 Euro 
(DVD), 13,99 Euro (Blu-ray).

Möchtest du den vorgestellten Film gewinnen? Dann löse das 
Rätsel in Rolands Rätselecke! Deine Lösung schickst du mit dem 
Betreff „Räuber Hotzenplotz“ und dem Hinweis DVD oder Blu-ray 
entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder per Post an: 
SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. Juni.

Grafik: Nattaya / Adobe Stock
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Gibt’s doch gar nicht, oder?

Buchtipp

Denksport

Ziegelstein zum Telefonieren

Tausche Cola gegen U-Boot

Anfang der 1970er-Jahre sann der Ingenieur Martin Cooper über mobile Geräte für den Polizeifunk 
nach. Dabei kam er auf die Idee, etwas Vergleichbares auch für den Privatgebrauch zu erfinden. Als 
er dann jedoch von einem schnurlosen Telefon schwärmte, das man einfach in die Tasche stecken 
kann, hielten viele ihn zunächst für verrückt. Doch vor 40 Jahren begann der Traum von Martin Cooper 
Formen anzunehmen: Am 13. Juni 1983 präsentierte der Konzern Motorola mit dem DynaTAC8000X 
das erste kommerzielle Mobiltelefon – ein beachtliches Gerät von der Größe eines Ziegelsteines.

Auf einer Ausstellung amerikanischer Waren in Moskau trank der sowjetische Regierungschef Nikita 
Chruschtschow 1959 aus einem Becher der Marke Pepsi-Cola. Das Bild davon ging um die Welt. Dank 
dieser Werbung wurde die braune Brause ab dem Jahr 1972 als erstes Konsumgut aus den USA hinter 
dem Eisernen Vorhang hergestellt und verkauft. Da jedoch der sowjetische Rubel als Zahlungsmittel 
nicht taugte, einigte man sich auf ein kurioses Tauschgeschäft: Pepsi erhielt im Gegenzug für die Cola 
zunächst Wodka, später dann sogar eine Flotte von insgesamt 17 U-Booten zum Weiterverkauf.

Zeitmaschine

Mobile Telefone und erst 
recht die sogenannten Smart-
phones haben unseren Alltag 
radikal verändert. Konnte man 
früher Telefongespräche außer-
halb der eigenen vier Wände 
nur über dafür aufgestellte Te-
lefonzellen führen, ist dies heu-
te zu jeder Zeit und von nahezu 
jedem Ort möglich. Während 
öffentliche Fernsprecher aus 
dem Stadtbild verschwunden 
sind, stehen Sendemasten fast 
überall. Moderne Mobiltelefone 
lassen sich in kleinen Taschen 
verstauen und ermöglichen 
weit mehr als nur das Führen 
von Konversationen.

Wer ein Smartphone besitzt, 
hält dieses über den Tag verteilt 
immer wieder in der Hand, um 
über den Eingang von Nachrich-
ten, das Wetter oder wichtige 
Termine auf dem Laufenden zu 
bleiben. Das Handy ermöglicht 
Foto- und Filmaufnahmen, das 
Surfen im Internet, das Erledi-

Für die Firma PepsiCo waren 
die Geschäfte mit der Sowjet-
union ein großer Erfolg. Nicht 
zuletzt auch deshalb, weil man 
dadurch den Konkurrenten Co-
ca-Cola von einem riesigen Ab-
satzmarkt fernhielt. Die Nach-
frage in der UdSSR stieg stetig 
und ließ sich irgendwann nicht 
mehr allein durch Wodka aus-
gleichen, der in den USA nicht 
unbedingt ein Verkaufsschlager 
war. Doch warum sollte sich 
neben hochprozentiger Ware 
nicht auch Kriegsgerät zum 
Tausch eignen?

Im Jahr 1989 erhielt Pepsi-
Co insgesamt 17 sowjetische 
U-Boote sowie drei weitere 
Kriegsschiffe, die der Konzern 
kurz darauf gewinnbringend an 
ein schwedisches Abwrackun-
ternehmen verkaufte. Für das 
Folgejahr plante man gar ein 
ähnliches Tauschgeschäft im 

gen von Bankgeschäften, das 
Bezahlen an der Supermarktkas-
se und noch vieles mehr. 

Martin Cooper, der „Vater des 
Mobiltelefons“, konnte dies 
kaum vorhersehen. Mit dem 
Modell von Motorola wäre all 

beeindruckenden Gesamtwert 
von rund drei Milliarden Dollar. 
Doch dazu kam es nicht. Denn 
Pepsis Handelspartner war mit 
dem Zerfall der Sowjetunion 
Pleite gegangen. Statt einer 

das auch nicht ansatzweise zu 
leisten gewesen. Zum einen 
lieferten die Akkus des „Telefon-
knochens“ nur für eine Stunde 
Strom, zum anderen war der Zu-
gang zum Internet erst weitere 
zehn Jahre später verfügbar.

Zentralregierung gab es nun 
viele Nachfolgestaaten. Und 
die wollten die bisherigen Be-
dingungen noch einmal neu 
verhandeln – ganz nach ihren 
Vorstellungen.

Fotos: Dmitry Vereshchagin, Nikita / Adobe Stock; Montage: SoVD

Fotos: Eloy Alonso / Reuters / picture-alliance

Rücken, Schulter, Nacken
Verspannungen, Einschränkungen, Schmerzen – das kennen wir 

alle. Unsere Fehlhaltungen und einseitigen Bewegungsmuster 
fördern leider diese Beschwerden. Was hilft, wenn man viel sitzen 
oder immer wieder die gleichen Bewegungen ausführen muss? 
Der Mediziner Dr. Peter Poeckh stellt in seinem Ratgeber hilfreiche 
Methoden gegen die häufigs-
ten Beschwerden vor. 

Welche Übungen helfen 
schnell und effektiv? Wie 
können Bewegungen bei be-
stimmten Problemen oder 
Schmerzen angepasst werden? 
Zusätzlich hilft ein Test dabei, 
herauszufinden, wo die eige-
nen Schwachpunkte liegen, 
um den Rücken dann gezielt 
trainieren zu können.

Peter Poeckh: Rücken, Schul-
tern, Nacken. Südwest, 160 Sei-
ten, 90 Illustrationen, ISBN: 978-
3-517-10177-4, 20 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Rücken, Schultern, Nacken“ 
entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem 
gleichen Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 
63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.

Wie gut kennen Sie sich mit heimischen Vogelarten aus? Ordnen 
Sie den abgebildeten Piepmätzen von 1 bis 9 die folgenden Namen 
richtig zu: Kleiber, Amsel, Star, Stieglitz, Kohlmeise, Zaunkönig, 
Dohle, Gartenbaumläufer, Singdrossel.

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18 dieser Ausgabe.  

Alle Vögel sind schon da

Fotos: Tatiana, fotomaster, Micha Trillhaase / Adobe Stock 

Fotos: Eric Isselée, Robin, fotomaster / Adobe Stock 

Fotos: Eric Isselée / Adobe Stock 

Für die Lizenz und den Bau von Fabriken in der Sowjetunion ließ sich 
Pepsi-Cola mit U-Booten und Kriegsschiffen „bezahlen“.

Reif fürs Museum: Auf einer Messe im Jahr 2009 posierte Martin 
Cooper noch einmal mit seinem Prototyp eines Mobiltelefons.

Foto Hintergrund: tonktiti / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

196

4 9 6 7
1
2 6 4 3 5 1
9 7 8 1

8 5 9
5 7 8 3

5 6 3 2 1 4
9

3 4 2 6

9 3 7
6 5 4 8

4 8 6
6 8 2

5 7 4
2 3 7

6 8 2
7 3 9 5

4 2 7

1 3 7 9 4 2 5 8 6
6 9 5 1 3 8 4 2 7
8 2 4 6 7 5 3 1 9
5 7 8 3 9 1 2 6 4
9 1 2 4 5 6 7 3 8
3 4 6 2 8 7 1 9 5
2 5 9 8 1 4 6 7 3
4 8 1 7 6 3 9 5 2
7 6 3 5 2 9 8 4 1

7 2 1 4 6 3 5 9 8
9 6 3 7 8 5 2 1 4
5 8 4 2 9 1 7 6 3
1 3 2 6 5 8 4 7 9
4 7 5 9 3 2 6 8 1
6 9 8 1 7 4 3 2 5
8 4 6 5 1 7 9 3 2
3 5 9 8 2 6 1 4 7
2 1 7 3 4 9 8 5 6

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.

Filmtipp

Mein lieber Herr Gesangsverein
Redensarten hinterfragt

Gläubige sind von ihrer Kir-
che dazu angehalten, den Na-
men Gottes nicht leichtfertig 
zu benutzen. Um einen Bezug 
zum  Schöpfer zu verschleiern, 
fanden daher sogenannte Hüll-
formeln Eingang in die Alltags-
sprache. Ein Beispiel hierfür ist 
die Abwandlung von „Gottes 
Blitz soll dich treffen!“ zu „Potz-
blitz!“ (SoVD-Zeitung 04 / 2023).

Ähnlich verhält es sich mit 
dieser Redensart. Weil sich die 
Menschen im 19. Jahrhundert 
für den Liedvortrag begeister-
ten, ergänzten sie den Ausruf: 
„Mein lieber Herr!“ einfach um 
den harmlosen „Gesangsverein“. Wer friedlich im Verein singt, begeht meist keine Gotteslästerung.

Ein Held ohne Lust auf Krieg
Hätten Sieʼs gewusst?

Seine überlieferten Taten sind 
legendär. Doch als sich der Krieg 
gegen Troja abzeichnete, winkte 
Odysseus ab: Er wollte lieber bei 
seiner Frau Penelope und dem 
gemeinsamen Sohn Telemachos 
bleiben. Schließlich machte sich 
Spartas König Menelaos höchst-
persönlich auf den Weg, um den 
Drückeberger abzuholen.

Doch der raffinierte Odysseus 
spielte seinen Besuchern den 
Wahnsinnigen vor, indem er den 
Strand pflügte und Salzkörner 
säte. Als man ihm jedoch den 
kleinen Telemachos vor den 
Pflug legte, wich er diesem aus. 
Somit galt Odysseus als tauglich 
und musste in den Krieg ziehen.

Zum Kämpfen im weit entfernten Troja hatte Odysseus keine Lust. 
Mit einer List wollte er sich daher dem Kriegsdienst entziehen.

Zu den bekanntesten Helden der griechischen Mythologie gehört ohne Zweifel Odysseus. Er zeichnete 
sich bei seinen überlieferten Abenteuern vor allem durch pfiffige Einfälle aus. Mit einer List wollte sich 
Odysseus auch vor der Expedition gegen Troja drücken. Das machte den Griechen somit zum ersten, 
wenngleich erfolglosen, Kriegsdienstverweigerer der Geschichte.

Lieber Kurt
Gemeinsam mit seiner neuen Partnerin zieht Kurt in die Nähe 

seiner Exfrau, um näher bei seinem sechsjährigen Sohn Kurt zu 
sein. Doch dann kommt der kleine Kurt bei einem Unfall ums 
Leben. Die Erwachsenen bleiben zurück und wissen nicht, wie sie 
mit diesem tragischen Verlust weiterleben sollen. Sie versuchen 
auf ihre eigene Art und Weise mit dieser Situation umzugehen.

Berührend und voller Humor er-
zählt der Film vom Loslassen und 
vom Weiterleben und davon, wie 

man jemandem Halt 
geben kann, wenn man 
ihn selbst verloren hat. 
Til Schweigers Verfil-
mung basiert auf dem 
Roman „Kurt“ von Sarah 
Kuttner.

Lieber Kurt. Film-
welt / EuroVideo, frei-
gegeben ab 12 Jahren, 
Sprache und Untertitel für 
Seh- und Hörgeschädigte, 
12,99 Euro (DVD), 13,99 
Euro (Blu-ray).

Möchten Sie den vorgestellten Film gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Lieber Kurt“ und dem Hinweis DVD oder Blu-
ray entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder per Post an: 
SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. Juni.

Fotos: Robert Kneschke / Adobe Stock 

Ungläubiges Staunen gipfelt vereinzelt in dem Ausruf: „Mein lieber Herr Gesangsverein!“ Diese 
Redensart verdankt ihre Herkunft jedoch weniger einer stimmlichen Darbietung als vielmehr dem 
Alten Testament und den darin enthaltenen zehn Geboten.

Des Rätsels Lösung
Was hiervon ist gut für dich? 
(Ausgabe Mai, Seite 16)

Das gesuchte Lösungswort 
lautete Bewegung.

Alle Vögel sind schon da
(Denksport, Seite 17)

1. Zaunkönig, 2. Stieglitz (Dis-
telfink), 3. Gartenbaumläufer, 4. 
Dohle, 5. Kleiber, 6. Singdrossel, 
7. Star, 8. Kohlmeise, 9. Amsel.

Viel Gewusel im Wald
(Fehlersuche, Seite 16)

Fotos: Aleksandr Volkov matiasdelcarmine / Adobe Stock; Montage: SoVD
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Juni einsenden an: 

SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder

Frisch im Kopf
Längst haben das Internet und die Möglichkeiten digitaler Medien 

den Alltag vieler Menschen verändert. Wir arbeiten am Bildschirm, 
kaufen über das Internet ein und sind über unser Smartphone per-
manent erreichbar und jederzeit 
informiert. Wie aber wirkt sich 
diese digitale Reizüberflutung, 
der wir uns tagtäglich ausset-
zen, auf unser Gehirn, unser 
Denken, unser Verhalten aus? 

In seinem neuen Buch stellt 
der Neurobiologe Prof. Dr. Martin 
Korte die neuesten Forschungs-
ergebnisse vor. Er gibt dabei 
unter anderem auch Tipps, wie 
ältere Menschen mit Hilfe des 
Internets ihr Gedächtnis auf 
Trab halten können.

Martin Korte: Frisch im Kopf. 
DVA, 320 Seiten, ISBN: 978-3-
421-04887-5, 24 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Frisch im Kopf“ per E-Mail an: verlosung@
sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.

Buchtipp
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In der Medizin ist unumstrit-
ten, dass ungesunde Gewohnhei-
ten das Risiko für Bluthochdruck, 
Arthrose, Lungenkrebs, Diabetes 
und viele weitere Erkrankungen 
erhöhen können. Genauso un-
umstritten ist: Viel Bewegung, 
eine ausgewogene Ernährung, 
Verzicht auf zu viel Alkohol und 
auf Zigaretten, sprich ein gesun-
der Lebensstil verringern das Ri-
siko für viele Erkrankungen.  Viele 
Menschen nehmen sich deshalb 
immer wieder einen gesünderen 
Lebensstil vor. 

Doch was, wenn Diagnose be-
reits vorhanden sind? „Der Zug 
ist abgefahren, eine Umstellung 
bringt doch jetzt nichts mehr“, 
mag da der erste Impuls sein. 

Ein Irrtum, wenn es nach der 
Altersmedizinerin Brigitte Buch-

wald-Lancaster geht. Es bringt 
in jedem Alter einen Mehrwert, 
etwas für sich selbst zu tun“, sagt 
beispielsweise die Chefärztin des 
Zentrums für Akutgeriatrie und 
Frührehabilitation an der Mün-
chen Klinik Neuperlach. 

Krankheiten im Alter wieder 
vollständig rückgängig machen 
– das sei natürlich kaum mög-
lich. „Aber es geht auch gar nicht 
darum, dadurch einen Zustand 
völliger Gesundheit zu erreichen.

Wer im Alter seine Gewohnhei-
ten neu aufstellt, kann Lebenszeit 
gewinnen. Zum Beispiel kann sich 
eine Ernährungsumstellung posi-
tiv auf die verbleibende Lebens-
erwartung auswirken.

Gut erforscht ist das bei der Mit-
telmeerkost, wie Professor Rainer 
Wirth sagt. Er ist Präsident der 

Deutschen Gesellschaft für Ger-
iatrie. Mittelmeerkost heißt: viel 
frisches Gemüse und Obst, wenig 
Fleisch, viel Fisch und hochwer-
tige Öle. „Wenn ein 20-Jähriger 
darauf umstellt, dann gewinnt er 
ungefähr zehn Lebensjahre. Wenn 
ein 60-Jähriger diese Umstellung 
macht, gewinnt er immer noch 
ungefähr acht Lebensjahre“, sagt 
Wirth. Und selbst wer 80 Jahre 
alt sei, könne durch eine Umstel-
lung der Ernährung noch gut drei 
zusätzliche Jahre herausholen. 
Zumindest im statistisch berech-
neten Mittel. 

Lebenszeit lässt sich auch ge-
winnen, wenn man mit dem Rau-
chen aufhört. Buchwald-Lancas-
ter verweist auf Untersuchungen 
aus den USA. Wenn Menschen, die 
ihr ganzes Leben lang stark ge-

raucht haben, im Alter zwischen 
55 und 64 Jahren aufhören, kön-
nen sie im Mittel vier Lebensjahre 
gewinnen. Doch durch gesündere 
Angewohnheiten kann man sich 
– auch im Alter – nicht nur mehr 
Lebenszeit verschaffen, sondern 
auch mehr Lebensqualität.

Den Lebensstil im Alter umkrempeln –  was kann das noch bringen? Lohnt es sich auch mit 60, 70 oder 
80 noch, das Ruder rumzureißen? Und ob, sagen Altersmediziner*innen. Zwar lassen sich bereits vorhan-
dene Erkrankungen meist nicht vollständig rückgängig machen. Doch etwa ein Wechsel zu einer gesünde-
ren Ernährung wirkten sich immer postiv auf die Gesundheit sowie die Lebensqualität und -erwartung aus. 

Zu spät, um das Ruder herumzureißen?
In jedem Lebensalter hilft es der Gesundheit, schlechte Gewohnheiten aufzugeben und den Lebensstil zu ändern

Gesunde Ernährung trägt zu einer besseren Lebensqualität bei.
Foto: monticellllo / Adobe Stock

Wer dem Übergewicht den 
Kampf ansagt, wird häufig mit 
weniger Schmerzen, etwa in 
den Knien belohnt. Und – sofern 
möglich: Schon eine halbe Stun-
de spazieren täglich hilft, Mus-
kulatur zu erhalten und Gangun-
sicherheit vorzubeugen. dpa / red

Anzeige

Seite 20  Nr. 6 | Juni 2023ANZEIGEN / GESUNDHEIT



Nr. 6 | Juni 2023 Seite 21ANZEIGEN



Seite 22  Nr. 6 | Juni 2023ANZEIGEN



Nr. 6 | Juni 2023 Seite 23ANZEIGEN



In der Serie „Verrückt nach dir“ 
ließ uns Helen Hunt am unter-
haltsamen Alltag eines frisch 
verheirateten Paares in New 
York teilhaben. Bei einigen Fol-
gen führte sie auch Regie und 
schrieb das Drehbuch. Für ihre 
Darstellung einer alleinerzie-
henden Mutter in der Komödie 
„Besser geht’s nicht“ erhielt sie 
1997 sogar den Oscar.

Weitaus weniger humorvoll 
fiel dagegen ihre Rolle einer 
Tornadojägerin aus. Nun soll 
„Twister“ fortgesetzt werden 
– am besten natürlich mit der 
charismatischen Helen Hunt.

Im Katastrophenfilm „Twister“ jagte sie als Meteorologin einem 
Tornado hinterher. Fürs Kino ist jetzt eine Fortsetzung geplant. 
Am 15. Juni feiert Schauspielerin Helen Hunt ihren 60. Geburtstag.

Für Helen Hunt könnte es schon 
bald wieder stürmisch werden.

Foto: Starface / IMAGO

Noch ein Wirbelsturm
Spielt Helen Hunt im zweiten Teil von „Twister“ mit?

Geboren in Barcelona wuchs Daniel Brühl zweisprachig auf. Die 
Komödie „Good Bye, Lenin!“ bescherte ihm vor 20 Jahren großen 
Erfolg. Seither bemüht sich der Sohn einer spanischen Lehrerin da-
rum, das Image des netten Schwiegersohnes wieder loszuwerden.

Für den Streamingdienst Disney+ dreht Brühl derzeit in Frank-
reich, Monaco und Italien die Serie „Kaiser Karl“. Die Chance, hier-
für in die Rolle des 2019 verstorbenen Modezars zu schlüpfen, 
bezeichnete der Schauspieler als eine große Ehre.

Er wird zu „Kaiser Karl“
Daniel Brühl taucht ein in die Pariser Modewelt

Zuletzt sah man ihn im Antikriegsfilm „Im Westen nichts Neues“. 
Für die TV-Serie „Kaiser Karl“ verkörpert er nun den Modeschöpfer 
Karl Lagerfeld. Am 16. Juni wird Daniel Brühl 45 Jahre alt.

Die zu seiner Rolle als Karl Lagerfeld passende Kleidung bringt 
Daniel Brühl bereits mit – fehlt nur noch der charakteristische Zopf.

Foto: PanoramiC / IMAGO

Hör mal, wer da hämmert: Nur allzu gerne würde Sonya Kraus eine 
Heimwerkersendung im Fernsehen moderieren.

Baumarkt als zweites Zuhause
Sie drehte das Glücksrad der gleichnamigen Spielshow und moderierte für ProSieben unter anderem 

die Sendung „talk talk talk“. An ihrem Haus gibt es kaum etwas, was die passionierte Heimwerkerin nicht 
selbst repariert hätte. Am 22. Juni wird das frühere Model Sonya Kraus 50 Jahre alt.

Goldene Locken, strahlendes 
Lächeln – so kennt man die 
Blondine aus dem Fernsehen. 
Dass Sonya Kraus ebenso gern 
Mauern einreißt oder Fliesen 
legt, würde niemand vermuten. 
Doch die Frankfurterin packt die 
Dinge gerne direkt an.

Deshalb kam es für sie auch 
nicht infrage, sich nach ihrer 
Krebsdiagnose vor zwei Jahren 
zu verstecken. Dass Frauen aus 
Angst um ihre Haare auf eine 
Chemotherapie verzichten, er-
schütterte sie. Sony Kraus zu-
mindest trat dem Krebs mit viel 
Lebenswillen entgegen.

Moderatorin Sonya Kraus widmet sich mit Begeisterung dem Heimwerken

Foto: STAR-MEDIA / IMAGO

Ulrich Mühe (1953–2007) präsentiert den Oscar für „Das Leben 
der Anderen“. Wenige Monate später erlag er einem Krebsleiden.

Sein filmisches Vermächtnis
Er stand am liebsten auf der Theaterbühne. Doch populär machte ihn die Rolle des Gerichtsmediziners 

Robert Kolmaar in der Fernsehserie „Der letzte Zeuge“. Zu einem seiner letzten Filme wurde das Stasi-
Drama „Das Leben der Anderen“. Am 20. Juni wäre der Schauspieler Ulrich Mühe 70 Jahre alt geworden.

Den Alltag in der DDR emp-
fand Ulrich Mühe als belas-
tend. Gemeinsam mit anderen 
Künstler*innen organisierte er 
1989 eine Demonstration auf 
dem Berliner Alexanderplatz, 
die zu einem Meilenstein der 
friedlichen Revolution wurde.

Jahre später verkörperte Mühe 
dann sehr überzeugend einen 
Stasi-Hauptmann. Wie gelang 
dieser Wechsel vom Opfer zum 
Täter? Wie bereitete er sich auf 
seine Rolle vor? Der Mann aus 
Sachsen überlegte nicht lange 
und antwortete knapp: er habe 
sich erinnert.

„Das Leben der Anderen“ mit Ulrich Mühe wurde ein Plädoyer für Versöhnung

Anna Thalbach, hier bei einer Lesung, hat einen nicht alltäglichen 
Filmgeschmack und findet vor allem Vampire „sehr romantisch“.

Ein reichlich blutiges Hobby
Sie spielt nicht nur mit Begeisterung Theater und dreht Filme („Der Untergang“), sondern liest auch 

mit Hingabe Hörbücher ein. Privat allerdings mag sie es gruselig und guckt mit ihrer Tochter Nellie am 
liebsten Horrorfilme. Am 1. Juni feiert Schauspielerin Anna Thalbach ihren 50. Geburtstag.

Die gebürtige Ostberlinerin 
ist Teil einer Theaterdynastie. 
Zu dieser gehört neben ihrer 
Mutter Katharina Thalbach 
auch ihr Onkel Pierre Besson. 
Erste Erfolge feierte Anna Thal-
bach am Schillertheater, später 
kamen Kino- und Fernsehfilme 
dazu. Eine Nebenrolle in dem 
Tatort „Kindstod“ brachte ihr 
den Deutschen Fernsehpreis.

In ihrer Freizeit gruselt sich 
die Schauspielerin gerne vor 
der Glotze. Dabei darf es blutig 
zugehen, denn Anna Thalbach 
mag Vampire. Zombies dagegen 
findet sie langweilig.

Schauspielerin Anna Thalbach schaut sich leidenschaftlich gerne Horrorfilme an
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